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I. POLITISCHE FRAGEN 

1. Die Rolle des Europarates in der europäischen 
Integration 

Das Berichtsjahr war durch die Fortsetzung 
der Bemühungen sowohl der Beratenden Ver­
sammlung als auch des Ministerkomitees gekenn­
zt;ichnet, die langjährige Debatte über die zukünf­
tige Rolle des Europarates, die durch die Erwei­
terung der Europäischen Gemeinschaft aktuali­
siert wo~den war, zu einem positiven Abschluß 
zu bringen. 

Die von der Beratend~n Versammlung unter 
der Leitung ihres ehem'aligen Präsidenten, des 
Schweizer Abg. Olivier R e ver d i n, gebildete 
Arbeitsgruppe schloß im Frühjahr 1973 ihre Kon­
sultationsgespräche in den Hauptstädten der Mit­
gliedstaate~ ab und legte der Versammlung am 
15. Mai ihren Bericht vor. Darin wurden die poli­
tische Rolle des Europarates, seine Beziehungen 
zu den EG, die Zusammenarbeit zwischen Ost 
und West sQwie die Arbeitsmethoden und Tätig­
keiten des Europarates einer analytischen Prü­
fung unterzogen und eine Reihe praktischer Vor­
schläge erstattet. 

Auf der Grundlage dieses Berichts nahm die 
Versammlung die Empfehlung 704 an, in der sie 
die Regierungen auffordert, den Europarat -
das größte westeuropäische Forum - als Instru­
ment der Koordinierung und Konsultation zu 
benützen. Hinsichtlich der Beziehungen zu den 
EG trat sie für eine Abgrenzung der Tätigkeits­
bereiche nach geographischen und methodischen 
Kriterien unter Wahrung hinreichender Flexi­
bilität ein. Sie befürwortete die Herstellung einer 
stänpigen und gut funktionierenden Verbindung 
zwischen den Gemeinschaften und dem Europa­
rat sowohl auf ministerieller als auch auf parla­
mentarischer Ebene sowie zwischen den einzel­
nen Dienststellen des Sekretariats und der Kom­
mission der Gemeinschaften. Zur Frage der Ost­
West-Zusammenarbeit wurde in der Empfehlung 
der wichtige Beitrag hervorgehoben, den der 
Europarat - sobald es die politische Lage er­
laubt - bei der Durchführung der Ergebnisse 
der Konferenz für Sicherheit und Zusammen­
arbeit in Europa leisten könnte. Die Versamm­
lung empfahl ferner den Ausbau der Zusammen­
arbeit in bestimmten Bereichen des Arbeitspro­
gramms und dessen Rationalisierung durch die 
Bereitstellung der zur Verwirklichung der Auf­
gaben des ~uroparates notwendigen Haushalts-

mittel. Si~ forderte schließlich eine Verstärkung 
des Dialogs zwischen Ministerkomitee und Ver­
sammlung sowie eine Aufwertung der Arbeit der 
Ministerdelegierten durch eine Verbesserung des 
Entscheidungsprozesses und eine weitgehende 
Nutzung der Fachministerkonferenzen. 

Noch bevor das Ministerkomitee zu einem ab- ' 
schließenden Ergebnis seiner diesbezüglichen Be­
ratungen gelangt war, nahmen mehrere Regie­
rungsmitglieder vor der Beratenden Versamm~ 
lung zu diesen Fragen Stellung: 

Im Jänner bezeichnete der b~itische parlamen­
tarische Staatssekretär Anthony R 0 Y I e anläß­
lich der Vorlage des Berichtes des Minister­
komitees an die Beratende Versammlung den 
Europarat als mehr als ein "Bindeglied" zwischen 
den Mitgliedern der Gemeinschaft und anderen 
westeuropäischen Ländern, er sei der Ort der 
Begegnung für 17 europäische Staaten, an dem 
sie die Möglichkeiten prüfen, Probleme von ge­
meinsamem Interesse zu lösen. Wenn die Ver­
sammlung in der Vergangenheit schon der zen­
trale Ort gewesen sei, an dem britische, dänische, 
irische und norwegische Parlamentarier mit ihren 
Kollegen aus den sechs Mitgliedstaatep. der EG 
zusammenkamen, während die Erweiterung der 
Gemeinschaft noch vorbereitet wurde, so habe 
sie jetzt eine noch wesentl~chere Aufgabe zu er­
füllen, nämlich ein Forum zu sein, auf dem euro­
päische Parlamentarier aus Mitgliedsländern und 
Nichtmitgliedsländern der Gemeinschaft ständige 
Kontakte miteinander pflegen können. In glei­
cher Weise gebe das Ministerkomitee bei seinen 
zwei Sitzungen im Jahr den Ministern der Neun 
die Gelegenheit, ihre Kollegen aus den acht übri­
gen Staaten der Organisation zu treffen, um mit 
ihnen in aller Offenheit alle denkbaren politi­
schen Fragen von gemeinsamem Interesse zu er­
örtern. 

Im Mai erklärte der italienische Ministerpräsi­
dent, Giulio A n d r e 0 t t i, daß die Voraus­
setzungen vorhanden seien, die Beziehungen zwi­
schen dem Europarat und den EG auf eine solide 
und dauerhafte Basis zu stellen. Nach Auffas­
sun$ Italiens könne dem Europarat eine bedeu­
tendere politische Rolle zugewiesen, werden. Es 
sei durchaus nicht notwendig, gewisse Tätigkei­
ten ausschließlich der einen oder anderen Organi­
sation zuzuweisen. Es wäre zweckmäßig, zu einer 
engen und wirksamen Koordinierung zwischen 
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den beiden Organisationen zu gelangen. Er glaube 
daran, daß der Europarat einen entscheidenden 
Beitrag zur Verteidigung der erklärten Werte 
der Zivilisation der vergangenen Jahrhunderte, 
die dem Europarat und den EG gemeinsam sind, 
zu leisten habe. 

Bei derselben Tagung der Beratenden Ver­
sa!p.mlung unterstrich der isländische Außenmini­
ster Einar Au g u S t S 0 n das starke Interesse, 
das vor allem kleine Staaten an der Erhaltung 
des Europarates als gut funktionierender Orga­
nisation haben. Der Europarat sei heute ebenso 
wichtig wie in der Vergangenheit, er müsse seine 
Aufgabe als Forum, auf dem alle ~leinenStaatcn 
gleichberechtigt ihre Sti:mme erheben können, 
beibehalten :und die zwischenstaatliche Zusam­
menarbeit mit unverminderter Wirksamkeit fort­
setzen. 

In seiner Eigenschaft als Präsident des Minister­
komitees erklärte Bundesminister Dr. Kir c h­
sc h 1 ä ger am 15. Mai 1973 vor der Beraten­
den Versammlung, es gelte, die Position des 
Europarates auf allen jenen Gebieten neu zu 
bekräftigen und zu festigen, auf denen ihn seine 
anerkannten Verdienste oder Möglichkeiten im 
Zusammenhang mit seinen flexiblen Arbeits­
methoden zu einer unentbehrlichen und dauer­
haften Ergänzung der EG im Zusammenleben 
mit den anderen Staaten Europas machten. Er 
betonte, daß es für den Europarat notwendig sei, 
einen politischen Prozeß in die Wege zu leiten, 
der zu einem Zusammenwirken der europäischen 
Organisationen und insbesondere des Europa­
rates und der EG führen soll. Als österreichischer 
Außenminister bekräftigte Bundesminister Dok­
tor Kir c h s chI ä ger im 2. Teil seiner An­
sprache das Bekenntnis österreichs zum Europa­
rat. 

Bei der 52. Tagung des Ministerkomitees, 
welche am 14. Mai in Straßburg stattfand, er­
örterten die Außenminister der Mitgliedstaaten 
erneut die Rolle, die der Europarat angesichts 
der Erweiterung der EG in Zukunft spielen soll. 
Sie stimmen dar.in über ein, daß, obwohl die 
beiden Organisationen in ihren Tätigkeiten nicht 
miteinander konkurrieren, jegliche überschnei­
dung vermieden und eine stärkere Koordinie­
rung vorgenommen werden müßte, um auch 
weiterhin eine gegenseitige Ergänzung ihrer Ar­
beiten zu gewährleisten. Das Ministerkomitee 
würdigte den großen AnteiJ, den der Europ:1rat 
an der Schaffung einer Zusa'mmenarbeit zwischen 
seinen Mitgliedstaaten hatte und unterstrich sei­
nen Wunsch, diese Zusammenarbeit zu verstärken. 

Den Ministern lag ein Vorschlag über die zur 
Konkretisierung ihrer bisherigen Beratungen ein­
zuschlagende Prozedur vor, welcher von den 
Ministerdelegierten in Entsprechung des Auftrags, 
den sie im Dezember 1972 erhalten hatten, aus­
gearbeitet worden war. 

Im Sinne dieses Vorschlags beschlossen die 
Minister, eine Arbeitsgruppe, bestehend aus den 
Ständigen Vertretern Dänemarks, - Frankreichs, 
Italiens, Schwedens, der Schweiz und der Türkei 
mit der Ausarbeitung eines Berichts über die 
künftige Rolle des Europarates zu beauftragen. 
Diese Arbeitsgruppe unterbreitete den Minister­
delegierten im Oktober 1973 ihren Bericht sowie 
einen Resolutionsentwutf, der von den Minister­
delegierten überarbeitet wurde. 

Das Ministerkomitee hatte im Mai beschlossen, 
den Resolutionsentwurf bei seiner 53. Tagung zu 
erörtern und 'formell zu beschließen. Da die für 
Dezember 1973 vorgesehene 53. Tagung wegen 
Terminschwierigkeiten auf Jänner 1974 verscho­
ben worden war, darf, um eine abschließende Be­
handlung dieser Frage in diesem Bericht zu er­
möglichen, der Jänner 1974 in den Berichtszeit­
raum einbezogen werden. 

Das Ministerkomitee billigte am 24. Jänner 
1974 unter dem Vorsitz von Bundesminister 
Dr. Kir c h s chI ä ger den ihm vorgelegten 
Entwurf und nahm ihn als Resolution (74) 4 an. 

Im ersten Abschnitt der Resolution, der sich 
mit den Tätigkeitsbereichen, den Arbeitsstruk­
turen und Arbeitsmethoden des Europarates be­
faßt wurde eine Konzentration der zwischen­
staa~lichen Zusammenarbeit auf eine Reihe von 
Sachgebieten beschlossen. Die Ministerdelegierten 
wurden darin beauftragt, verschiedene Maßnah­
men zur Verbesserung der Arbeitsmethoden zu 
treffen. Die weiteren Beschlüsse dieses Teils der 
Resolution zielen auf eine Verbesserung der Zu­
sammenarbeit mit der Beratenden Versammlung. 
den Fachministerkonf.erenzen und der Europäi­
schen Geineindekonferenz ab. 

Der zweite Abschnitt der Resolution behan­
delt die Beziehungen des Europarates zu anderen 
europäischen Organisationen, insbesondere zu den 
EG. Das Ministerkomitee formuliert darin eine 
Reihe von Aufträgen an die Ministerdelegienen 
und an das Sekretariat, wie etwa die Intensivie­
rung der Kontakte und des Informationsaustau­
sches mit den EG auf Sekretariatsebene, die volle 
Ausschöpfung der Möglichkeiten der im J ~hre 
1959 zwischen dem Ministerkomitee des Europa­
rates und der Kommission der EG abgeschlossenen 
Verein:barung sowie die Untersuchung weiterer 
Möglichkeiten zur Verstärkung der Zusammen­
arbeit zwischen Europarat und EG. Mit den 
zuständigen Stellen der EG soll ferner die Mög­
lichkeit geprüft werden, gewisse Errungenschahen 
der Gemeinschaften auf die Gesamtheit der Mit­
gliedstaaten des Europarates auszudehnen .. Als 
weitere Maßnahme zur Intensivierung der Be­
ziehungen zwischen Europarat und EG wurde 
die Schaffung eines Lia,ison-Büros des Europarates 
in Brüssel ins Auge gefaßt. Schließlich wurde be­
schlossen, die Kontakte zu anderen europäischen 
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Organisationen, wie der OECD, dem Büro der 
VN in Genf, der ECE und anderen forozusetzen 
bzw. auszubauen. 

In ihrem dritten Abschnitt setzt die Resolution 
Termine für die Durchführung einzelner priori­
tärer Maßnahmen und beauftragt die Ministel'­
delegierten, für . die Durchführung der anderen 
Aufträge. bis Mai 1974 einen Terminkalender aus-
zuarbeiten. . 

2. Die Ost-West-Beziehungen 

Sowohl in der Beratenden Versammlung als 
auch im Ministerkomitee konzentrierten sich die 
Beratungen über die Entwicklung der Ost-West­
Beziehungen auf die Konferenz für Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa. 

Im Jänner legte der britische Abgeordnete 
John Rod gers als Berichterstatter des poli­
tischen Ausschusses der Beratenden Versammhmg 
einen Bericht vor, der die Ost-West-Beziehungen 
unter dem Gesichtspunkt der jüngsten Entwick­
lungen der amerikanisch"sowjetischen Beziehun­
gen, der Ostpolitik der BRD und der Vorberei­
tung der Konferenz über Sicherheit und Zu­
sammenarbeit in Europa behandelte. 

Auf Grund dieses Berichts nahm die Versamm­
lung die EmpfehlungNr. 692 an, in der sie die 
Regierungen aufforde~t, ihre Politik bei der Vor­
bereitung der Konferenz zu koordinieren. Sie 
bittet ~ das Ministerkomitee, die notwendigen 
Maßnahmen zu ergreifen, die es dem Europarat 
ermöglichen sollen, einen konkreten Beitrag zur 
Verbesserung der Ost-West-Beziehungen zu lei­
sten und mit den osteuropäischen Staaten in ge­
wissen Bereichen, wie der Ausarbeitung von 
Übereinkommen und der zwischenstaatlichen Ar­
beit in bestimmten Fachbereichen, zusammenzu­
.arbeiten. 

Bei der 52. Tagung des Ministerkomitees im 
Mai fand erstmals ein Meinungsaustausch über 
die multilateralen Vorgespräche zur Konferenz 
für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
statt. Die Minister äußerten die Hoffnung, daß 
die Konferenz zu Beginn des Sommers 1973 statt­
finden könne, und brachten den Wunsch zum 
Ausdruck, daß die Konferenz zu praktischen Er­
gebnissen führen und den Weg zu einer Ver­
besserung der BeZiehungen zwischen den Teil­
nehmerstaaten öffnen möge. 

Die Möglichkeiten einer allfälligen Einschal­
tungdes E~roparates in die Durchführung der 
Ergebnisse der KSZE wur,den zurückhaltend be-

. urteilt. Der britische parlamentarische Staats­
sekretär R 0 y I e stellte anläßlich der Vorlage 
des Berichts des Ministerkomitees an die Bera­
tende Versammlung im Jänner fest, daß eS noch 
zu früh sei, über die Aufgaben, die der Europarat 
gegebenenfalls in der Zeit nach der Sicherheits­
konferenz übernehmen könnte, endgültige Vor­
aussagen zu machen. Man dürfe nicht vergessen, 

2 
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erklärte er, daß der Europarat auf. Grund seiner 
Satzung verpflichtet sei, . die Grundsätze der De­
mokratie, der Menschenrechte und Grundfrei­
heiten zu verteidigen, und. daß dies bei der Prü­
fung von Vorschlägen zur Herstellung offiziel­
lerer Kontakte zwischen dem Europarat und ost­
europäischen Ländern berücksichtigt werden 
müsse. In dem Bericht, den Bundesminister 
Dr. Kir c h s chI ä ger der Beratenden Ver­
sammlung am 15. Mai als Präsident des Minister­
komitees vorlegte, hieß es, das Ministerkomitee 
sei sich sehr wohl bewußt, daß sich d~m Europa­
rat gegenwärtig noch nicht bestimmbare Mög­
lichkeiten bei der Auswertung der KSZE bieten 
könnten. 

In seiner Erklärung vor der KSZE in Helsinki 
wies Bundesminister Dr. Kir c h sc h I ä ger 
ausdrücklich auf die Möglichkeiten hin, die der 
Europarat in diesem Zusammenhang böte: 

"Meine Regierung vermeint nicht, daß wir 
zur Schaffung neuer großer administrativer 
Apparate unsere Zuflucht nehmen oder unseren 
Ausweg suchen sollen. Wir haben in Europa 
für einzelne Bereiche kontinentweite Organi­
sationen und wir haben Organisationen, die 
politisch und geographisch nur Teilbereiche 
decken, ,die aber zu einer Erweiterung ihres 
Aufgabenkreises ihrer Struktur nach fähig 
sind. Ich möchte in diesem Zusammenhang 
auch den Europarat erwähnen. Er bietet sich 
auf Grund seiner bisherigen Arbeit für eine 
Kooperation auf dem Sektor der Jugendarbeit, 
der Bildung und Erziehung, der kulturellen 
Zusammenarbeit oder der Rechtsvereinheit­
lichung besonders an." 

Am 28. September erklärte Bundesminister 
Dr. Kir c h s chI ä ger vor der Beratenden 
Versammlung, daß die Konferenz von Helsinki 
die Achtung der Menschenrechte und Grundfrei­
heiten als Prinzip anerkannt habe, das nicht nur 
die Behandlung des einzelnen Menschen durch 
den Staat regeln soll, sondern auch als einer der 
zehn Grundsätze gelte, der "die gegens~itigen Be­
ziehungen der Teilnehmerstaaten untereinander 
leiten" müsse und "die Entwicklung normaler 
und freundschaftlicher Beziehungen zwischen den 
Teilnehmerstaaten sowie ihrer politischen Kon­
takte begünstige". Der Europarat habe keinen 
Anlaß, sich nicht zur Vaterschaft für dieses Prin­
zip zu bekennen. 

Bei ihrer Herbsttagung befaßte sich die Be­
rate~de Versammlung erneut mit der Frage der 
KSZE. Der dänische Abgeordnete Knut 0 s t e r­
g aar d vertrat als Berichterstatter des Politi­
schen Ausschusses die Auffassung, daß eine 
schrittweise Intensivierung der Zusammenarbeit 
zwischen den. Supermächten die westeuropäischen 
Regierungen veranlassen müsse, sich aktiver für 
eine Ent;spannungspolitik einzusetzen. Das Sicher-
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heitsstreben dürfe nicht ausschließlich mit mili­
tärischer Macht untermauert werden, sondern 
müsse auch und vor allen Dingen von einem 
politischen Willen getragen sein. Die Ergebnisse 
der Genfer Gespräche müßten in einem echten 
Fortschritt bei den Verhandlungen über den bei­
derseitigen Truppenabbau Ausdruck finden. 

Die Beratende Versammlung bekräftigte ,in 
ihrer Entschließung 556 ihren bereits in der oben 
erwähnten Empfehlung 692 dargelegten Stand­
punkt zu den Ost-West-Beziehungen in Europa. 
Die Entspannung zwischen Ost und West, heißt 
es darin, müsse über Absprachen über gegen­
seitige Wirtschaftsvorteile hinausgehen. Die Be­
ratende Versammlung betonte ferner die Not­
wendigkeit einer weiteren Beteiligung der Ver­
einigten Staaten an der Verteidigung Europas und 
forderte schließlich alle Mitgliedstaaten auf, sich 
in Zukunft im politischen Bereich noch stärker 
abzusprechen, ihr Festhalten an den satzungs­
mäßigen Prinzipien des Europarates feierlich zu 
erklären und diese Prinzipien in den Ost-West­
Verhandlungen und in den ,atlantischen Gesprä­
chen zu verteidigen. 

Zur Frage der Koordinierung der Politik der 
Mitgliedstaaten des Europarates stellte Bundes­
minister Dr. Kir ch s chi ä ger im September 
vor der Beratenden Versammlung fest: 

"Diese Vorbereitungsphase der KSZE hat, 
ebenso wie auch die Außenministerkonferenz 
selbst, keine speziellen Koordinationssitzungen 
der Mitglieder des Europarates gekannt, sie hat 
aber - und das scheint mir ein begrüßens­
wertes Phänomen - trotzdem gezeigt, daß 
die Mitgliedstaaten des Europarates ein ge­
meinsames geistiges Erbe, eine gemeinsame po­
litische Grundauffassung besitzen und im 
Grunde auch auf gemeinsamen politischen Ziel­
vorstellungen bestehen. Das Verlangen, daß die 
Europarats-Staaten una voce sprechen sollen, 
war bis zu einem gewissen Grade in der Vor­
bereitungsphase und in der Ministerkonferenz 
in Helsinki selbst bereits erfüllt. Die Haltung 
der Europaratsstaaten war also, ohne daß eine 
formelle Koordination bestanden hätte, auf 
Grund dieser gemeinsamen Ausgangslage in 
den prinzipiellen Fragen sehr ähnlich, ja oft 
gleich." 

Für die Beratende Versammlung war insbe­
sondere der sogenannte "Dritte Korb" der KSZE 
von besonderem Interesse. Bei verschiedenen Ge­
legenheiten betonten Abgeordnete zur Beraten­
den Versammlung die Notwendigkeit, die Frei­
heit des Individuums und insbesondere die Frei­
heit der Meinungsäußerung zu gewährleisten. 
Einem Aspekt dieses Fragenkomplexes 'widmete 
der Kulturausschuß der Beratend,en Versammlung 
besondere Aufmerksamkeit. Er veranstaltete im 
Juni 1973 in Florenz ein Kolloquium über die 

Freiheit der Meinungsäußerung und die Rolle 
des Künstlers in der europäischen Gesellschaft, 
an dem sowohl Politiker als auch Künstler teil­
nahmen. Die Ergebnisse dieses Kolloquiums wa­
ren Gegenstand eines umfassenden Berichts, den 
Abgeordneter Dr. Kar ase k der B,eratenden 
Versammlung im Herbst vorlegte. Nach Auffas­
sung des Berichterstatters habe das Thema der 
freien Meinungsäußerung durch die jüngsten Er­
eignisse brennende Aktualität erhalten und es sei 
kurz, vor der Eröffnung der zweiten Verhand­
lungsphase 'der KSZE die Pflicht der Versamm­
lung, einen politischen Standpunkt zu beziehen 
und die Regierungen der Mitgliedsländer daran 
zu erinnern, daß die von den Künstlern und 
Schriftstellern geäußerte schwere Besorgnis auch 
die ihre sein sollte. Die künftigen Abkommen 
von Helsinki dürften für den Westen keinesfalls 
zu einem Abgehen von der Freiheit der Mei­
nungsäußerung im allgemeinen und den Rechten 
der Künstler im besonderen führen. Von den 
Künstlern sei im Rahmen des Kolloquiums die 
Befürchtung geäußert worden, bei der Sicher­
heitskonferenz könnten politische und kommer­
zielle Erwägungen schwerer wiegen als kulturelle 
Werte. 

In der Empfehlung 718 wird das Minister­
komitee gepeten, die Regierungen der Mitglled­
staaten aufzufordern, während der zweiten Ver­
handlungsphase der KSZE dem Problem der Frei­
zügigkeit von Personen und Ideen erhöhte 
Aufmerksamkeit zu schenken und die Konferenz 
zu bitten, die kulturelle Aufgabe von Minder­
heiten als Faktoren, welche die europäische Zu­
sammenarbeit fördern, anzuerkennen. ' 

In der Entschließung 533 verlieh die Ver­
sammlung ihrer Besorgnis über die Verfolgung 
von Intellektuellen und Künstlern in mehreren 
europäischen Ländern und über die scharfe poli­
tische überwachung der kulturellen Tätigkeit 
Ausdruck, zu einem Zeitpunkt, da sich im Osten 
und besonders in der Sowjetunion gerade ein 
Wille zur Aufgeschlossenheit in internationalen 
Beziehungen abzeichne'; diese Ereignisse könnten 
die Bemühungen der Sicherheitskonferenz bei 
der Verwirklichung eines ihrer Hauptziele, der 
Freizügigkeit von Personen und Ideen, belasten. 
Nach Meinung der Versammlung könne eine um­
fassende multilaterale Politik zur Wiederherstel­
lung der kulturellen Einheit Gesamteuropas nur 
erreich werden, wenn in allen europäischen Län­
dern die Freiheit der Meinungsäußerung garan­
tiert werde. 

Bei der 53. Tagung des Ministerkomitees am 
24. Jänner 1974 fand ein weiterer Gedanken­
austausch über die KSZE statt. 

Die Minister äußerten übereinstimmend die 
Auffassung, daß sich die Mitgliedstaaten . des 
Eur<?parates auch weiterhin an den ausdauernden 
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Bemühungen um nützliche und positive Lösungen 
in allen Bereichen der KSZE beteiligen sollten, 
und beschlossen, ihre Beratungen über diese Frage 
bei der nächsten Tagung fortzusetzen. 

3. Die europäisch-amerikanischen Beziehungen 

Beide Organe des Europarates befaßten sich im 
Berichtsjahr in zunehmendem Maße mit der 
Frage nach der künftigen Gestaltung der euro­
päisch-amerikanischen Beziehungen. 

Der in Frankreich akkreditierte Botschafter 
der Vereinigten Staaten, J ohn Nichol I r w i n, 
umriß im Mai in einer Ansprache vor der Be­
ratenden Versammlung die Grundsätze, von de­
nen sich die Vereinigten Staaten in ihren Be­
ziehungen zu Europa leiten ließen: 

"Erstens sind auch wir der Auffassung, daß 
es notwendig ist, die Ideale, die wir mitunse­
ren Freunden und Alliierten teilen, neu zu 
beleben. Zweitens wird Amerika auch weiter­
hin an dem ihm zustehenden Teil deratlan­
tischen Verteidigung festhalten, aber wir r~ch-

. nen auch damit,' daß die anderen einen ange­
messeneri Teil der Last übernehmen. Drittens 
werden wir nach wie vor die europäische Ein­
heit unterstützen ... Wir wollen auf keinen 
Fall den Integrationsprozeß behindern. Vier­
tens werden sich die Vereinigten Staaten auch 
in Zukunft verpflichtet fühlen, den Entwick­
lungsländern zu helfen. Fünftens streben wir 
offene und objektive Gespräche an." 
Der amerikanische Botschafter betonte abschlie­

ßend die Notwendigkeit, die gemeinsamen 
Grundsätze und Ziele neu zu formulieren. 

Auf der Grundlage eines Berichts des Wirt­
schafts- und Entwicklungsausschusses sowie eines 
Berichts des politischen Ausschusses faßte die Be­
ratende Versammlung im Mai ihre Entschließung 
542, in der sie betont, daß ein rascher Fortschritt 
der EG auf dem Wege der wirtschaftlichen, mo-' 
netären und politischen Einigung unumgänglich 
sei, wenn Europa ein unabhängiger und gleich­
berechtigter Partner der USA werden. soll. Sie 
betrachte die größere Organisation der Siebzehn 
von erheblicher Bedeutung für die atlantische 
Partnerschaft. Sie sprach sich für eine Reform des 
Weltwährungssystems und für ein liberales, of­
fenes Handelssystem -ohne Diskriminierung aus. 
Sie sei der Meinung, daß das System der Ab­
sprachen durch die Einrichtung ständiger Kon­
sultationen auf hoher Ebene zwischen den euro­
päischen Organisa tionen und den Vereinigten 
Staaten verstärkt werden solle, wobei an eine 
Übetprüfungder bestehenden Einrichtungen, wie 
GATT, WWF, OECD, NATO und WEO, ihre 
Anpassung an die modernen Erfordernisse ge­
dacht werden könnte. Auch andere Industrielän­
der, insbesondere Japan, sollten an diesem Dialog 
teilnehmen. 

7 

Bei seiner 53. Tagung am.24. Jänner 1974 be­
faßte sich erstmals auch dasMinisterko~itee mit 
der Frage der europäisch-amerikanischen Bezie­
hungen. Hiebei waren die Berichte der Minister 
einiger Mitgliedstaaten, welche mit den Vereinig­
ten Staaten gegenwärtig an Entwürfen für eine 
gemeinsame Deklaration arbeiten, von besonde­
rem Interesse. Die Minister brachten ihr Inter­
esse an der weiteren Entwicklung dieser Arbeiten 
zum Ausdruck und kamen überein, den Gedan­
kenaustausch bei ihrer nächsten Tagung fortzu­
setzen. 

4. Die Beziehungen des Europarates zu Nichtmit­
gliedstaaten 

Finnland, Griechenland, der Heilige Stuhl, 
Jugoslawien, Liechtenstein, Portugal, Rumänien 
und Spanien haben im Berichtsjahr teils als Voll­
mitglieder, teils als Beobachter an einer Reihe. 
Europäischer Fachministerkonferenzen teilgenom­
men (siehe auch Punkt "Konferenzen" der fol­
genden Kapitel). 

Die Beratende Versammlung befaßte sich auf 
der Grundlage einer von dem französischen Ab­
geordneten Louis J u n g im Namen des Aus­
schusses für europäische Nichtmitgliedstaaten vor­
gelegten Analyse mit den Wahlsystemen der euro­
päischen Staaten, die nicht dem Europarat ange­
hören. 

Am 1. Oktober hielt die israelische Minister­
präsidentin, Frau Golda M ei r, vor der Bera­
tenden Versammlung eine Ansprache, in der sie 
den israelischen Standpunkt zum Nahostkonflikt 
darlegte. Ihre Rede stand unter dem Eindruck 
der kurz zuvor erfolgten Geiselnahme durch 
arabische Terroristen in österreich. Es war dies 
die erste Ansprache, die Frau Golda M e irin 
ihrer Eigenschaft als Ministerpräsidentin vor 
einem europäischen Forum hielt. 

5. Internationaler Terrorismus 

Das Ministerkomitee behandelte bei seiner 
52. Tagung die Empfehlung 684 der Beratenden 
Versammlung, in der eine konzerti~rte euro­
päische Aktion gegen den internationalen Ter­
rorismus gefordert wird. 

In seiner Antwort auf die Empfehlung 684 be­
tonte das Ministerkomitee, daß es die Besorgnis, 
welche die Beratende Versammlung zur Formu­
lierung ihrer Vorschläge bewogen habe, teile und 
beschlossen habe, ein ad hoc-Komitee hoher Be­
amter der Mitgliedstaaten mit der Untersuchung 
der rechtlichen Aspekte des Problems im Lichte 
der Resolution 3034 (XXVII) der Generalver­
sammlung der Vereinten Nationen zu beauftra­
gen. (Dieses Komitee trat Anfang März in Straß­
burg zusammen.) Das Ministerkomitee unter­
strich, daß jede Aktion im Rahmen des Europa-
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rates auf den weltweiten Charakter dieses Pro­
blems Bedacht zu nehmen habe. Das Minister­
komitee bat darüber hinaus die Reg,ierungen jener 
Mitgliedstaaten, die die unter der Schirmherr­
schaft der ICAO erarbeiteten Konventionen von 
Tokio, Den Haag und Montreal noch nicht rati­
fiziert haben, die Prüfung im Hinblick auf eine 
baldige Ratifizierung voranzutreiben und bis zum 
30. November hierüber zu berichten. 

In dem Bericht des politischen Ausschusses, wel­
cher der Beratenden Versammlung im Mai vor­
gelegt wurde, stellte Abgeordneter C zer n e t z 
die Frage, ob die Regierungen der Mitglied­
staaten gewillt sind, angesichts der wachsenden 
Besorgnis der Parlamentarier und der öffentlich­
keit über das Ausmaß der Terrorakte eine ge­
meinsame Aktion einzuleiten. Bei der letzten 
Tagung der Generalversammlung der Vereinten 
Nationen habe sich gezeigt, daß die internatio­
nale Solidarität heute auf schwächeren Füßen 
stehe als zum Zeitpunkt des Abschlusses der oben 
erwähnten Konventionen. Angesichts der inter­
nationalen Passivität sei es umso dringlicher, im 
Rahmen des Europarates eine Aktion vorzube­
reiten. 

In diesem Sinn forderte die Beratende Ver­
sammlung in ihrer Empfehlung 703 die Regie­
rungen der Mitgliedstaaten erneut auf, die Kon­
ventionen von Tokio, Den Haag und Montreal 
unverzüglich zu ratifizieren, dem Begriff des "po­
li tischen Vergehens" eine gemeinsame Defiriition 
zu geben und eine gemeinsame europäische Hal­
tung im Kampf gegen den Terrorismus einzuneh­
men, indem insbesondere die Aktionsvorschläge 
auf der Ebene der Vereinten Nationen koordi­
niert werden und unverzüglich eine Konferenz 
der Innenminister der Mitgliedstaaten oder an­
derer für Polizei und Sicherheit zllständiger Mi­
nister einberufen wird, um Maßnahmen zur Ver­
hinderung von Terrorakten auszuarbeiten. 

Auf eine diesbezügliche Frage, welche Bundes­
minster, Dr. Kir c h sc h I ä ger im Mai vor 
der Beratenden Versammlung gestellt wurde, er­
klärte der Bundesminister, daß er als österrei­
chischer Außenminister mit der bisherigen Hal­
tung des Ministerkomitees gegenüber diesem 
Problem nicht zufrieden sei. österreich habe so­
wohl bei den Vereinten Nationen als auch im 
Rahmen des Europara:tes keinen Zweifel daran 
gelassen, daß es die bisherige Behandlung des 

<Themas "Terrorismus" in allen internationalen 
'Organisationen als nicht ausreichend ansehe, um 
die Ursachen und die Konsequenzen des Ter­
rorismus zu bekämpfen. Was den Europarat be­
trifft, habe er erwartet, daß es in einer euro­
päischen Organisation, die in ihrem Statut von 
einem, allen Mitgliedstaaten gemeinsamen Erbe 

. spreche, doch leichter möglich sein müßte, eine 

.-gemeinsame Auffassung über das Problem sowohl 

in der Form einer Konvention als auch in der 
Form von abgestimmten Maßnahmen zu finden. 

Bei der Tagung des Comite Mixte, welche am 
4. Juli in Florenz stattfand, wur·de von seiten 
der Beratenden Versam".mlung auf d~e Bedeutung 
hingewiesen, welche sie der Gesamtheit der in 
Empfehlung 703 gemachten Vorschläge beimesse. 
Der Politische Ausschuß der Beratenden Ver­
sammlung setzte in. diesem Sinne einen Unter­
ausschuß für das Problem des internationalen 
Terrorismus ein, dessen Aufgabe es ist, weitere 
Möglichkeiten für eine gemeinsame eur9päische 
Aktion gegen den internationalen Terrorismus zu 
untersuchen. 

In der Antwort des Ministerkomitees auf die 
Einpfehlung 703 wird bedauert, daß weder die 
Anbeiten im Rahmen der Vereinten Nationen 
noch jene der ICAO zu konkreten Ergebnissen 
geführt haben. In diesem Zusammenhang ver­
dienten die Bemühungen der Mitgliedstaaten des 
Europarates - aber auch die einer Reihe anderer 
Staaten - um einen positiven Verlauf de"r Ar­
beiten im Rahmen der ICAO besonders hervor­
gehoben zu werden. Die Anregung der Beraten­
den Versammlung, eine Konferenz der Innen­
minister einzuberufen, sei von einigen Mitglied­
staaten durchaus positiv aufgenommen und be­
fürwortet worden. Die überwiegende Mehrheit 
der Mitgliedstaaten sei jedoch der Auffassung ge­
wesen, daß die praktischen Ergebnisse, zu denen 
eine solche Konferenz zum gegenwärtigen Zeit­
punkt führen könnte, kaum über das hinaus­
gehen würde, was auf Grund der bisherigen Kon­
takte zwischen den Sicherheitsbehörden der Mit­
gliedstaaten bereits erreicht worden sei. Das Mi­
nisterkomitee betonte, daß es den Kampf gegen 
den internationalen Terrorismus weiterhin als 
eine Herausforderung für die Erhaltung des Frie­
dens und der Sicherheit in dieser Welt betrachte 
und jede geeignete Maßnahme zur Bekämpfung 
von Terrorakten befürworte. Es werde diese 
Frage auf seiner Tagesordnung belassen, .um auch 
weiterhin alle Möglichkeiten prüfen zu können, 
die sich für Initiativen auf regionaler Ebene bie­
ten. Im Hinblick auf den globalen Charakter des 
Problems sei das Ministerkomitee allerdings der 
Auffassung, daß die einzige befriedigende Lösung 
allf lange Sicht eine weltweite Lösung sein müßte. 

Das Ministerkomitee hatte den Europäischen 
Strafrechtsausschuß mit der Prüfung gewisser 
rechtlicher Aspekte des Problems des internatio­
nalen Terrorismus beauftragt. Bei seiner 53. Ta­
gung nahm das Ministerkomitee eine Resolution 
an, die auf eine Erhöhung der Wirksamkeit der 
auf nationaler Ebene zur Bekämpfung des Ter­
rorismus getroffenen Maßnahmen und auf eine 
engere internationale Zusammenarbeit im recht­
lichen Bereich abzielt. 
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6. Südtirol Rolle des Europarates zu einem positiven Ab-
I B ·ch . h h b ·ch d d M·· schluß zu bringen, führte, wie bereits oben er-
~ en tSJa:: a en SI we er, as mlste~- wähnt, in Form einer vom Ministerkomitee an-

komItee hoch dH~ Beratende Versammlung mIt, R l· ··b d· k·· ft· Roll 
d S··d· lf b' f ß genommenen eso utlOn u er le" un Ige e 

er, u Uro rage e a t. d E ". J.. 1974 . b 
! es uroparates 1m anner zu emem a -

Wie im vergangenen Jahr beschloß die politi- schließenden Ergebnis. 
~che Kommis~ion I ~~r, .Beratenden Ver~a~mlung Darüber hinaus wurden die beiden großen po­
m bezug auf IhreSudt~rol-UnterkommlsslOn den litischen Prozesse, die sich gegenwärtig in Europa 
status quo aufrechtzuerhalten, d. h. den Unter- vollziehen nämlich die KSZE und der Versuch 
ausschuß wohl in! seiner Existenz zu bestätigen, einer Defi~ition des Verhältnisses zwischen den 
jeqoch keine Mitglieder zu ernennen. Vereinigten Staaten von Amerika und dem west-

I ' lichen Europa über ~s:erreichis0e In~tiative in 
7. Besondere Bemerkungen zur Tätigkeit der Or- die Beratungen des Mmlsterkomltees embezogen. 

I gane des Europarates 

, I B. Beratende Versammlung' 
A.I Ministerkomitee 

Im Jahre 1973: trat das Ministerkomitee auf 
der Ebene der Außenminister nur einmal, und 
zwar am 14. Mal zu einer Tagung zusammen. 
Diese Tagung, es' war die 52., fand unter dem 
Vorsitz des britischen Außenministers, Sir Alec 

Die wesentlichsten Arbeiten der Beratenden 
Versammlung im politischen Bereich sind in den 
vors'tehenden Abschnitten behandelt worden. 
Darüber hinaus dürfen noch folgende Fragen er-
wähnt werden: ' 

Douglas Horn e, statt. Die 53. Tagung, welche a) W a h I e n 
ursprünglich für Dezember 1973 vorgesehen. war, Im Verlauf der Maitagung wurden Giuseppe 
mußte wegen Terminschwierigkeiten auf 24. Jän- V e d 0 v at 0 für ein weiteres Jahr zum Präsi­
ner 1974 verschoben werden. Im Anschluß an denten der Beratenden Versammlung und Sforza­
die 53. Tagung fand am 25. Jänner 1974 im Galeazzo S f 0 r z a für weitere fünf Jahre zum' 
Rahmen eines Kolloquiums ein Meinungsaus- Stellvertretenden Generalsekretär gewählt; 
tausch zwischen den Außenministern der Mit-. . .. . I 
gliedstaaten und Abgeordneten der Beratenden DIe Amtspeno~e des gegve?;varuge~ ~en~~a-
Versammlung statt. sekr,etärs, Dr. LUJo T 0 ~ eIe - S 0 r 1 n.J, lauft 

• '.. I im September 1974 ab. DIe Neuwahl WIrd von 
MIt. ~bschluß ?er 52. Tagung gl~g der V~rsttz der Beratenden Versammlung im Mai 1974 vor­

des Mln1sterkomltees, der ~lph~betlschen Relh.e~- genommen werden. Die Bundesregierung hat 
folge folgen?, auf öste~:elch u?,er. Bundesml~l- Dr. Lujo Ton ci/; - S 0 r i n j er?-eut als öster­
ster Dr. KIr eh s c h.1 a ger ubte den VorsItz reichischen Kandidaten namhaft gemacht. 
vom 15. Mai 1973 bis 24. Jänner 1974 aus. Auf 
der Ebene der Ministerdelegierten führte im 
gleichen Zeitraum der Ständige Vertreter Öster­
reichs beim Europarat, Botschafter Dr. Lau b e, 
den Vorsitz. 

Die Periode des österreichischen Vorsitzes 
'Wurde zu Initiativen genützt, die darauf abziel­
ten, den Europarat, insbesondere das Minister­
komitee, mehr als bisher als Forum zur Erörte­
rung aktueller politischer Fragen zu benützen 
und zu verhindern, daß die Erweiterung der 
EG zu einer Entfremdung zwischen den neun 
EG-Staaten und den übrigen acht Mitgliedstaaten 
des Europarates führt. 

Die schon bei der 51. Tagung des Minister­
komitees im Dezember 1972 von Bundesminister 
Dr. Kir c h s chI ä ger ergriffene Initiative, 
die langjährige Diskussion über die zukünftige 

b) Die Ereignisse in Chile 

Zu Beginn der Septembertagung der Beraten­
den Versammlung verlas Präsident Giuseppe 
V e d 0 v a t 0 eine Erklärung zu den Ereignissen 
in Chile, in der es heißt, daß die Beratende Ver­
sammlung den tragischen und schmerzlichen Er­
eignisi>en nicht gleichgültig gegenüberstehen kön­
ne. Die Versammlung, verneige sich vor den 
Opfern und gebe ihrer Überzeugung Ausdruck, 
daß jedes Volk sein Geschick auf die Wa~rung 
der Freiheit, die Stärkung derdemokrauschen 
Grundsätze und die Achtung vor den Rechten 
des anderen gründen müsse. Zahlreiche Abgeord­
nete nahmen die Debatte über den Schutz der 
Menschenrechte zum Anlaß, ihre Bestürzung an­
gesichts der Ereigniss~ in Chile zum Ausdruck 
zu bringen. 
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H. MENSCHENRECHTE 

1. Konvention zum Schutz der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten 

Im Berichtsjahr wurde der 20. Jahrestag der 
Konvention zum Schutz der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten gefeiert. Die Konvention, die in 
Anwendung der Allgemeinen Erklärung der Men­
schenrechte von den Mitgliedstaaten des Europa­
rates 1950 beschlossen wurde und am 3. Dezem­
ber 1953 in Kraft getreten ist, wurde bisher von 
15 Mitgliedstaaten ratifiziert. In Frankreich sowie 
in der Schweiz, die beide berei-ts unterzeichnet 
haben, sind die Ratifikationsverfahren im Gange. 

Die Bestimmung des Art. 25, der die Zustän­
digkeit der Konvention für Individualbeschwer­
den vorsieht, sowie die des Art. 46 betreffend 
die Zuständigkeit des Gerichtshofs für Menschen­
rechte sind fakultativ. Zwölf Mitglieds'taaten, 
nämlich österreich, Belgien, Dänemark, BRD, Ir­
land, Island, Luxemburg, Niederlande, Norwe­
gen, Schweden, das Vereinigte Königreich und 
Italien haben diese Bestimmungen durch Erklä­
rungen als obligatorisch anerkannt. österreich hat 
im Berichtsjahr seine Erklärungen gemäß Art. 25 
und Art. 46 der Konvention mit Wirkung 
vom 3. September auf weitere drei Jahre verlän­
gert. Italien hat im Berichtsjahr erstmals diese 
Erklärungen abgegeben. 

Fünf Protokolle zur Konvention sind bisher 
in Kraft getreten und von Osterreich ratifiziert 
worden: Protokoll Nr. 111954, Protokoll Nr. 2 
und 3/1970, Protokoll Nr. 4/1968 und Protokoll 
Nr.5/1971. 

2. Europäische Kommission für Menschenrechte 

Die Kommission setzt sich aus 15 unabhängigen 
Mitgliedern zusammen. Der österreichische Ver­
treter. ist derzeit Abgeordneter zum Nationalrat 
Dr. Felix Er ma C 0 r a, ordentlicher Univ.-Prof. 
an der Universität Wien. 

Im Berichtsjahr registrierte die Kommission 442 
Indiv·idualbeschwer·den (1972 waren es 644). 
476 Beschwerden wurden im Berichtsjahr geprüft, 
davon wurden 463 für unzulässig erklärt, 13 wur­
den für zulässig erklärt. 

Gegen die Republik Osterreich wurden im Be­
richtsjahr 74 Beschwerden eingebracht, davon 65 
von österreichischen Staatsbürgern. Zwei Be­
schwerden österreichischer Staatsbürger wurden 

gegen andere Mitgliedstaaten eingebracht. Keine 
der Beschwerden gegen die Republik Osterreich 
wurde für zulässig erklärt. 

Im Beschwerdefall Joe Si mon - Her 0 1 d 
gegen die Republik Osterreich wegen behaupte­
ten Verstoßes gegen Art. 3 der Konvention 
wurde der Bericht der Kommission über den am 
9. Dezember 1972 erzielten Vergleich vom Mini­
sterdelegiertenkomitee bei der 223. Tagung zur 
Kenntnis genommen. 

Im Beschwerdefall Herbert Hub e r gegen 
die Republik Osterreich wegen Verletzung des 
Art. 6 Abs. 1 der Konvention wurde der Bericht 
der Kommission dem Ministerkomitee vorgelegt, 
das im Oktober 1974 entscheiden wird, ob die 
Konvention j im gegenständlichen Fall verletzt 
worden ist. 

Im Beschwerdefall Dr. Heinrich G u s se n­
bau e r gegen die Republik Osterreich wegen 
behaupteter Verletzung der Art. 4 und 14 der 
Konvention sowie des Art. -1 des 1. Protokolls 
wird derzeit das Verfahren im Rahmen der Kom­
mission abgewickelt. 

3. Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte 

Der Gerichtshof setzt sich aus 17 unabhängigen 
Richtern zusammen; österreichischer Vertreter ist 
der emeritierte ordentliche Universitätsprofessor 
für Völkerrecht an der Universität Wien Dok­
tor Alfred Ver d tos s - D r os s berg. 

Das Verfahren Michael R i n gei sen gegen 
die Republik Osterreich wurde im Berichtsjahr 
abgeschlossen. Der Gerichtshof hatte durch Be­
schluß vom 23. Juni 1973 seinem Urteil vom 
22. Juni 1972 eine Interpretation folgen lass-en, 
der zufolge ,die R i n gei sen von qer 
Republik Osterreich g.ebührende Entschädi­
gung in DM, zahlbar in der BRD und an 
den Empfänger persönlich und unpfändbar 
auszufolgen sei.' bas Ministerkomitee des 
Europarates, das die Durchführung der Ur-­
teile des Europäischen Gerichtshofes überwacht, 
nahm in seiner Oktobersitzung zur Kenntnis, 
daß die österreichische Regierung das Urteil des 
Gerichtshofes durchgeführt hat und stellte fest, 
daß seine Aufgabe, über die Durchführung des 
Urteils des Gerichtshofes zu wachen, damit in 
dieser Sache abgeschlossen sei. 
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4. Expertenkomitee für Menschenrechtsfragen 

Das Komitee wurde zum Studium der Pro­
bleme, die sich im Zusammenhang mit der 
Menschenrechtskonvention ergeben, geschaffen. 
Im Berichtsjahr wurde der Leiter des Verfassungs­
dienstes im Bundeskanzleramt, MR Dr. Willi­
bald Pa h r, zum Präsidenten des Komitees ge­
wählt. 

Das Komitee hielt 1973 seine 36., 37. und 38. 
Tagung ab. 

Folgende Fragen wurden vom Komitee bzw. 
den beiden ihm verantwortlichen Unterkomitees 
behandelt bzw. dem Ministerkomitee zur Ent­
scheidung vorgelegt: 

Recht auf Privatleben 

Den Ministerdelegierten liegt ein Bericht des 
Expertenkomitees über die Beeinflussung des 
Rechts auf Privatleben durch moderne wissen­
schaftliche und technologische Errungenschaften 
sowie durch Presse und andere Massenkommuni­
kationsmittel vor. Zunächst wird eine Stellung­
nahme des CEPC dazu eingeholt. 

A uslandskorresponden ten 

Ein vom Komitee ausgearbeiteter überein­
kommensentwurf wurde nach <lusführlicher Be­
handlung im Ministerkomitee mit den von ein­
zelnen Regierungen gemachten Änderungsvor­
schlägen zur überarbeitung an das Komite~ zu­
rück gestell t. 

Rechte nationaler Minderheiten· 

Das Komitee '·arbeitete einen Bericht an das 
Ministerkomitee aus, der es als wünschenswert 
bezeichnet, den Schutz nationaler Minderheiten 
in einem Protokoll zur Menschenrechtskonven­
tion zu verankern. 

Ausweitung des Rechts auf Informationsfreiheit 

Das Komitee befaßte sich insbesondere mit der 
Einbeziehung der Freiheit der Nachrichtenver­
mittlung in das im Art. 10 der Konvention 
festgelegte Recht auf Informationsfreiheit sowie 
der Ausweitung des Rechts auf Informations­
freiheit durch die Verankerung der Verpflichtung 
öffentlicher Stellen, Informationen allgemeinen 
Interesses, mit g,ewissen Vorbehalten, bekanntzu-
geben. ' 

Kurz- und mittelfristiges Arbeitsprogramm auf 
dem Gebiet der Menschenrechte 

Im Berichtsjahr wurde mit der Ausarbeitung 
eines Arbeitsprogramms für die kommenden 
Jahre, und zwar in Zusammenarbeit mit der 
Menschenrechtskommission und dem Gerichtshof 
für Menschenrechte begonnen. 
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Presserecht 

Das Komitee befaßte sich mit der A~gleichung 
gewisser Bestimmungen nationaler Pressegesetze, 
insbesondere der des Rechtes des Einzelnen, der 
Presse und anderen Massenkommunikations­
mitteln zu antworten (Entgegnungsrecht), des 
Berufsgeheimnisses der Journalisten, der Be­
schlagnahme von Presseerzeugnissen und der 
Schaffung von nationalen Presseräten. 

Vorbereitung des 4. Kolloquiums über die Euro­
päische Menschenrechts-Konvention 

Dieses Kolloquium wird 1975 in Rom statt­
finden. 

5. Resolutionen, die das Ministerkomitee 1973 
angenommen hat 

Resolution (73) 16 über die Wahl zweter 
Mitglieder der Euro-
päischen Menschenrech ts-
kommission (Dänemark 
und Malta) 

- Resolution (73) 21 über die Wahl emes 
Mitgliedes der Euro-
päischen Menschenrech ts-
kommission (Nieder-
.lande) 

Resolution (73) 45 über die Wahl emes 
Mitgliedes der Euro-
päischen Menschenrechts-
kommission (BRD) 

6. Tagungen 

Kolloquium über die Freiheit der Meinungs­
äußerung und die Rolle des Künstlers in der 
europäischen Gesellschaft (siehe Kapitel VI, 
Punkt 6). 

7. Empfehlungen, die von der Beratenden Ver­
sammlung im Berichtsjahr angenommen wur­
den 

- Empfehlung 714 über die jüngsten Ent­
wicklungen im inter­
nationalen humanitären 
Recht. 
Das Ministerkomitee 
wies in seiner Antwort 
an die Beratende Ver­
sammlung darauf hin, 
daß sämtliche Mitglied­
staaten bei der 1974 in 
Genf stattfindenden 
diplomatischen Konfe­
renz vertreten sein und 
sich für die Anregungen 
der gegenständlichen 
Empfehlung einsetzen 
werden. . 
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- Empfehlung 715 über den 25. Jahrestag 
der Allgemeinen Erklä­
rung der Menschen­
rec;hte und den 20. Jah­
restag der Europäischen 
Menschenrech tskonven­
tion. 
Das Ministerkomitee be­
auftragte das Komitee 
für Menschenrechtsfra­
gen, im Sinne der Emp­
fehlung Entwicklungen 
der Arbeiten der UNO 
auf dem Gebiet der 
Menschenrechte zu ver­
folgen und g~eignete 
Vorschläge für die not­
wendige Zusammenar­
beit zu machen. Es sagte 
die Finanzierung der 
Herausgabe gewisser 
Schl'iften zum Thema 
Menschenrechte zu und 
fixierte für das Inter­
nationale Institut für 
Menschenrechte im Bud­
get 1974 einen Betrag 
von ffrs 120.000'-. 
Das Ministerkomitee 
wird Lösungen für eine 
Unterstützung des In­
stituts und für dessen 
allfällige Eingliederung 
in die zukünfnige UN­
Universität suchen. 

- Empfehlung 718 

- Empfehlung 719 

österreich hatte sich als 
einziger Mitgliedstaat 
bei der Gründung des 
Institutes vertraglich 
verpflichtet, dem Insti­
tut einen regelmäß,igen 

'Beitrag in der Höhe 
eines bestimmten Pro-
zentsatzes des öster-
reichischen Jahresbud- . 
,gets zur Verfügung zu 
stellen. 

über die Rolle 'der 
freien Meinungsäuße­
rung in den Arbeiten 
der Konferenz über die 
Sicherheit und Zusam­
menarbeit in Europa. 

Das Ministerkomitee 
lenkte die Aufmerksam­
keit der Regierungen 
der Mitgliedstaaten auf 
die gegenständliche 
Empfehlung und emp­
fahl, sie den Vertretern 
bei der 2. Phase der 
Konferenz zur Kenntnis 
zu bringen. 

über die freie Meinungs­
äußerung des Künstlers 
(siehe Kapit~l VI, 
Punkt 7). 
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III. RECHTSFRAGEN 

1. Allgemeines 

Seit dem Bestehen des Europarates war es 
eine seiner Hauptaufgaben, das europäische Recht 
den geänderten gesellschaftlichen Verhältnissen 
von heute anzupassen, eine Rechtsordnung zu 
schaffen, die eine echte Gleichheit vor dem Ge­
setz gewährleistet, und Gesetzgebung sowie 
Rechtsprechung der Mitgliedstaaten zu verein­
heitlichen. Zur Durchführung dieser Aufgaben 
dienen: das Europäische Komitee für juridische 
Zusammenarbeit und das Europäische Komitee 
für strafrechtliche Pröbleme, die alljähdich statt­
findenden Justizministerkonferenzen sowie die 
große Zahl bezüglicher Europäischer Überein-

. kommen. 

2.Europäisches Komitee für juridische Zusam­
menarbeit (CCJ) 

Das Komitee feierte im Berichtsjahr sem 
10jähriges Bestehen. Es trat zu seiner 19. und 
20: Tagung zusammen. Vizepräsident des 
Komitees ist MR Dr. Roland L 0 ewe, Bundes­
ministerium für Justiz. 

Folgende Fragen wurden vom CCJ bzw. den 
;ihm verantwortlichen Unterkomitees im Be­
richtsjahr behandelt oder vom CCJ dem 
Ministerkomitee zur Entscheidung vorgelegt: 

Neue europäische Übereinkommen 

Das Europäische Übereinkommen über die 
zivilrechtliche Haftpflicht für durch Kraftfahr­
zeug,e verursachte Schäden und da:s Europäische 
Übereinkommen über Leichentransport (Näheres 
siehe Punkt 6 bdieses Kapitels und Kapitel V, 
Punkt 8 b) wurden ausgearbeitet. 
Ausarbeitung der Resoluti~nen (73) 8, (73) 18, 
(73) 22 und (73) 23, die im Berichtsjahr vom 
Ministerkomitee angenommen wurden (siehe 
Punkt 4 dieses Kapitels) 

Rechtlicher Schutz des Verbrauchers 

Die' Frage des Schutzes der Verbraucher vor 
mißbräuchlichen Vertragsklauseln im Zusammen­
hang mit der Lieferung von Gütern und der 
Erbringung von Dienstleistungen soll vor,dri~g­
lich untersucht werden. Ein vom Minister­
komitee eingesetzter Sachverständigenausschuß 
arbeitet derzeit einen diesbezüglichen Empfeh­
lungsentwurf aus und stellt ein Verzeichnis miß­
bräuchlicher Vertragsklauseln auf. 
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Produzentenhaftung 

Der zuständige Sachverständigenausschuß ar­
beitet derzeit ein Übereinkommen aus, das vor­
erst jedoch nur Körperverletzungen betr~ffen 
soll. 

Anerkennung und Vollstreckung ausländischer 
Urteile 

Eine praktische Anleitung ist derzeit in Aus­
arbeitung. 

Eherecht 

Das Ministerkomitee hat die Veröffentlichung 
einer Sammlung juristischer Fachausdrücke 1m 
Gegenstand unter der Schirmherrschaft des 
Europarates genehmigt. 

Schutz der Umwelt vor Luf,t- und Süßwasser­
verschrnutzung 

Das Komitee, das die Möglichkeiten einer An­
gleichung der nationalen Vorschriften über die 
bezügliche ZJivilrechtliche Haftung und Schaden­
ersatz prüfte, hielt fest, daß die Mehrheit des 
Komitees eine Änderung der derzeit bestehenden 
Rechtslage als nicht notwendig erachtet. 

Die Arbeiten am Entwurf einer Europäischen 
Süßwasserkonvention, die eine Verschrnutzung 
der ßJinnengewässer verhindern soll, stehen kurz 
vor'der Vollendung (siehe dazu auch Kapitel VII, 
Punkt 5). 

Rechtslage des außerehelichen Kindes 
Der Sachverständigenausschuß hat einen Über­

einkommensentwurf sowie Erläuterungen dazu 
fertiggestellt. 

Unterhaltsleistungen zwischen geschiedenen Ehe­
gatten 

Ein Sachverständigenausschuß hat unter Be­
zugn~hme auf die entsprechenden Vorschriften 
der Mitgliedstaaten die Festlegung sowie den 
Charakter solcher Zahlungen und die Methoden 
der Eintreibung untersucht. 

Schutz des Einzelnen gegenüber Verwaltungs­
akten 

Eine auf Grund einer Fragebogenaktion im 
Gegenstand erstellte Studie wurde vom zustän­
digen Unterausschuß geprüft; das Sekretariat 
wurde beauftragt, die Studie zu überarbeiten. 
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Gesetzli<:he 
Kinder 

Vertretung und Sorgere<:ht für Vorbereitung der 9. Justizministerkonferenz 

Die Konfernz wird am 30. und 31. Mai 1974 
In einem Bericht des zuständigen Sachverstän­

digenausschusses wurde eine Reihe von Fragen 
auf diesem Gebiet formuliert, denen ausführliche 
Studien gewidmet werden sollen. 

Tierschutz 

Ein übereinkommensentwurf über den Schutz 
der Tiere in Aufzuchtbetrieben sowie Erläute­
rungen stehen unmittelbar vor' der Vollendung. 

Schutz von diplomatischen Missionen und 
Konsulaten 

Ein von der Kommission für Internationales 
Recht ,der Vereinten Nationen ausgearbeiteter 
übereinkommensentwurf wird derzeit vom zu­
ständigen Unterausschuß geprüft. 

Verjährung in Zivil- und Handelssachen 

Weitere Arbeiten des Europarats auf diesem 
Gebiet werden bis zur Beendigung der von den 
Vereinten Nationen für Mai/Juni 1974 anbe­
raumten Konferenz zur Fertigstellung emes 
übereinkommens über die Verjährung in inter­
nationalen Kaufsachen zurückgestellt. Der zu-· 

in Wien s~attfinden. 
I 

3. Europäisches Komitee für strafrechtliche Pro­
bleme (CEPC) 

Das Komitee hielt 1973 seine 22. Tagung ab. 

Folgende Fragen wurden vom Ko~itee oder 
den ihm verantwortlichen Unterkomitees be­
handelt bzw. vom CEPC dem Ministerkomitee 
zur Entscheidung vorgelegt: 

Das Europäische übereinkommen über die 
Unverjährbarkeit von VerbreChen gegen die 
Menschlichkeit und von Kriegsverbrechen. 

Ausarbeitung der 1973 vom MinisterkomiJee 
angenommenen Resolutionen (73) 5, 6, 7, 17, 
24 und 25 (siehe Punkt 4 dieses Kapitels) 

Kriminalität unter Wanderarbeitern 

Der Resolutionsentwurf über die gesetzlichen 
und verwaltungs rechtlichen Aspekte der Krimi­
nalität bei Wanderarbeitern wurde vom Minister­
komitee behandelt; die Prüfung ist noch nicht 
abges<:hlossen. 

ständige Unterausschuß vereinbarte jedoch zur Untersuchungshaft 
besseren Koordination auf dieser Konferenz den 
vorherigen Austausch der Stellungnahmen der 
Mitgliedstaaten des Europarats zu dem überein­
kommensentwurf der Vereinten Nationen. 

Ein im Gegenstand von einer Arbeitsgruppe 
des CEPC ausgearbeiteter Fragebogen wurde den 
zuständigen nationalen Stellen zugesandt. ' 

U
"ber Behandlung von Strafgefangenen bei langfristiger Harmonisierung der nationalen Gesetze 

Immobilienfonds Haftdauer 

Der Entwurf einer diesbezügLichen Ent­
schließung wird ausgearbeitet. 

Haftung des Arbeitgebers für Handlungen seiner 
Arbeitnehmer 

Die diesbezüglichen Ergebnisse des Dritten 
Kolloquiums über europäisches Recht wurden 
publiziert und den Regierungen sowie inter­
essierten privaten Organisationen zur Verfügung 
gestellt. 

Ersatz von Schäden durCh Tötung oder Körper­
verletzung 

Der UnteraussdlUß für die Vereinheitlichung 
der Rechtsgrundbegriffe hat im Zug seiner Ar­
beiten über die Begriffe "Haftung" und "Ver­
s<:hulden" den Entwurf einer Empfehlung über 
den Ersatz von S<:häden aus Tötung oder Kör­

'perverletzung hergestellt. 

Vorbereitung der 3. Europäis<:hen Konferenz der 
Re<:htsfakultäten 

Thema der Konferenz wird "Die Anpassung 
des Rechtsstudiums an die Erfordernisse der 
modernen Gesellschaft" sein. Die Konferenz wird 
im April 1974 in Straßburg stattfinden. 

Ein entsprechender Fragebogen über den 
Strafvollzug bei Freiheitsstrafen von mehr als 
fünf Jahren wurde ausgesandt. Eine Reihe von 
Fragen innerhalb des Themas wurde erörtert: 
u. a. die Aufteilung der Strafgefangenen inner­
halb der Gefängnisse; Kontakte zwischen Straf­
gefangenen und ihren Familien während der 
Haftzeit; Unterbringung psychopatischer Straf­
gefangener; Vorbereitung der Entlassung SOWie 
Arbeit in Gefängnissen: Diesbezügliche Emp­
fehlungen sind in Ausarbeitung. 

Internationaler Terrorismus 

Siehe dazu Kapitel I, Punkt 5. 

:&echtliche Aspekte des internationalen Terro­
nsmus 

Es wurde an die Europarats-MitgIiedstaaten 
ein Fragebogen über die rechtli<:hen Aspekte des 
internationalen Terrorismus ausgesandt. Auf 
Grund der Antworten und eingehender eigener 
überlegungen legte ein Sachverständigenausschuß 
dem Ministerkomitee einen Bericht vor, in dem 
er die Verabschiedung einer Resolution über die 
Auslieferung von Terroristen empfahl. ,Aus 
rechtli<:hen Gründen (vor allem die Schwierigkeit 
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der Definition des internationalen Terrorismus), 
in dem Bestreben, ein möglichst anpassungsfähiges 
Instrument. zu schaffen, und aus Gründen der 
Dringlichkeit wurde der Resolution der Vorzug 
vor einer neuen Konvention bzw. einem Pro­
tokoll zur Europäischen Auslieferungskonvention 
gegeben. 

Der Resolutionsentwurf geht davon aus, daß 
Terroristen der Bestrafung nicht dadurch ent­
gehen sollen, daß sie wegen des vorgeblich poli­
tischen Motivs ihrer Tat weder ausgeliefert noch 
bestraft wel"'den und daß vor allem die Ausliefe­
rung ein besonders wirksames Ahschreckungs­
mittel darstellt. 

Die Mitgliedstaaten sollen bei der Prüfung ;on 
Auslieferungsanträgen wegen Anschlägen auf die 
Zivilluftfahrt, auf Diplomaten und andere inter­
national geschützte Personen, wegen Geiselnahme 
oder irgendeines terroristischen Akts den be­
sonders ernsten Charakter dies·er Tat in Betracht 
ziehen. 

Wird die Auslieferung in einem derartigen 
Fall verweigert, soll dieser Fall; wenn es die 
Rechtsordnung des ersuchten Staates gestattet, 
den zuständigen Behörden zur Einleitung des 
entsprechenden Verfahrens übergeben' werden. 
Staaten, in denen' solche Rechtsvorschriften 
fehlen, sollen deren Einführung ins Auge fassen. 

Klassifikation von Straftätern und Methoden 
der Vollstreckung 

Der erste Teil der diesbezüglichen Arbeiten 
wurde abgeschlossen und ein Zwischenbericht 
dem CEPC unterbreitet. Das Unterkomitee wird 
1975 wieder zusammentreten, um aus den 
inzwischen durchgeführten' Forschungsarbeiten 
Schlußfolgerungen für die Praxis des Strafvoll­
zugs zu ziehen. 

Anwendung des Europäischen Auslieferungsüber­
einkommens 

Entwürfe für ein Zusatzprotokoll zu diesem 
übereinkommen sowie für eine Resolution und 
Erläuterungen wurden ausgearbeitet. 

Ebenso wurde ein Resolutionsentwurf samt 
Erläuterungen über die Auslieferung von Terro­
risten fertiggestellt. 

Reform des Strafrechts 

Bei einer ad hoc-Tagung standen Maßnahmen, 
die an die Stelle von Freiheitsentzug, ins­
besondere an die Stelle von Kurzzeitstrafen 
treten können, solche gegenüber geistig anor­
malen Straftätern sowie 'die Abtreibung zur 
Diskussion. 
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in Ausarbeitung. Ebenso wird derzeit an Hand 
der Antworten auf einen Fragebogen das 
Problem der fahrlässigen Tötung und Körper­
v:erletzung im Straßenverkehr untersucht. Auch 
der Einfluß von Drogen auf das Fahrverhalten 
sowie die verschiedenen Systeme der Verfolgung 
von Straßenverkehrsdelikten werden geprüft. 

Reedukation von Jugendlichen 
Unter Berücksichtigung der Antworten auf 

einen Fragebogen im Gegenstand wurde ein 
Bericht über Methoden zur Reedukation von 
Jugendlichen ausgearbeitet. 

Strafzumessung 
Probleme der Strafzumessung standen ins­

besondere auf dem Programm des im September 
des Bericht jahres in Straßburg abgehaltenen 
Europäischen Richterseminars (siehe Punkt 5 
dieses Kapitels). Eine Reihe von Fragen, wie der 
rechtliche Rahmen der Strafzumessung, die 
Untersuchung über die Persönlichkeit des An­
geklagten; die Rolle des Staatsanwaltes, die 
Ausbildung der Richter und die Rolle der ~'ichter 
bei der Vollstreckung von Strafen, wurde unter­
sucht. 

Urteile in Abwesenheit des Angeklagten 
Das zuständige Unterkomitee hat Entwürfe 

für eine Resolution und Erläuterungen über 
"Minimalerfordernisse für V erfahren, die in 
Abwesenheit des Angeklagten stattfinden" an­
genommen. 

Kontrolle des Verkaufs und der Haltung von 
Feuerwaffen im Hinblick aut den Kampf gegen 
die Gewalt 

Die Arbeiten zum gegenständlichen Thema 
wurden im Berichtsjahr aufgenommen. 

Europäische übereinkommen auf dem Gebiet des 
Strafrechts 

Ein Unterkomitee befaßte sich mit der Durch­
führung dieser übereinkommen und wird Stel­
lungnahmen der Regierungen hinsichtlich der 
Ratifikation der übereinkommen einholen. 

überdies wurden im Berichtsjahr folgende 
Themen ,in Unterausschüs'sen behandelt: 

Entkriminalisierung, strafrechtliche Maßnah­
men, die an Stelle von Freiheitsentzug treten 
können, Maßnahmen gegen organisiertes Ver­
brecherturn, Untersuchungshaft und Rückfällig­
keit. 

4. Resolutionen, die auf Grund der Arbeiten des 
CCJ und des CEPC im Berichtsjahr vom 
Ministerkomitee angenommen wurden 

Strafverfolgung von Straßenverkehrsdelikten _ Resolution (73) 5 über Mindestregeln für 
die Behandlung von Ge­
fangenen 

Ein übereinkommen über internationale Aus-
wirkungen des Führerscheinentzuges befindet sich 
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Die Ministerdelegierten schlugen den Regie­
rungen der Mitgliedstaaten eine Reihe von Min­
destregeln für die Behandlung von Gefangenen 
vor. 

- Resolution (73) 6- über strafrechtliche 
Aspekte des Drogen­
mißbrauchs 

Die Ministerdelegierten nahmen ein Aktions­
programm für den Kampf gegen Drogenmiß­
brauch und Rauschgifthandel an, das Maßnahmen 
der Gemeinschaft zum Schutz der Jugend und 
eine stärkere Bestrafung der Rauschgifthändler 
vorsieht. ' 

- Resolution (73) 22 über den Schutz des 
Privatlebens gegenüber 
elektronischen Daten­
verarbeitungsanlagen 

Um Mißbrauch bei der Aufzeichnung, Verar­
beitung und Verwendung persönlicher Daten 
durch im privaten Bereich verwendete elektro­
nische Datenverarbeitungsanlagen zu verhindern, 
schlagen die Ministerdelegierten Maßnahmen zum 
Schutz des Einzelnen vor. Der Entwurf einer 
gleichartigen Empfehlung für den Schutz gegen 
im öffentlichen Bereich verwendete elektronische 
Datenverarbeitungsanlagen ist in Ausarbeitung. 

- Resolution (73) 7 über die Bestrafung von - Resolution (73) 23 
unter Alkoholeinfluß 

über den Versuch einer 
Harmonisierung der 
Rechtsinformatik in den 
Europarats-Mitgliedstaa­
ten 

begangenen Verkehrsde-
likten 

Die Ministerdelegierten empfahlen die Anwen­
dung des Grundsatzes, daß jeder, der unter Alko­
holeinfluß ein Kraftfahrzeug auf einem öffent­
lichen Verkehrsweg lenkt, sich strafbar macht, 
wenn sein Alkoholspiegel mehr als 0·80100 beträgt 
oder wenn seine Fahruntüchtigkeit nachgewiesen 
werden kann. 

- Resolution (73) 8 über die obligatorische 
Haftpflicht entsprechend 
dem Europäischen über­
einkommen über die zi­
vilrechtliche Haftpflicht 
für durch Kraftfahr­
zeuge verursachte Schä­
den 

Die Ministerdelegierten empfahlen, die obli­
gatorische Kraftfahrzeugversicherung solle eine 
Haftpflicht nach dem gegenständlichen über­
einkommen einschließen. 

- Resolution (73) 17 über Ersatzfreiheits­
strafen 

Die Ministerdelegierten haben eine Reihe von 
Maßnahmen angenommen, die zum Ziel haben, 
die Haftstrafen für geringe Vergehen möglichst 
durch differenzierte Maßnahmen zwischen Haft 
und vollständiger Freiheit zu ersetzen. 

- Resolution (73) 18 über die Stellung von 
Ausländern im Hinblick 
auf einen Garantiefonds 
im Rahmen der zivil­
rechtlichen Haftpflicht 
für durch Kraftfahrzeuge 
verursachte Schäden 

Die Ministerdelegierten empfahlen, bis zum 
Inkrafttreten des Europäischen übereinkommens 
über die zivilrechtliche Haftpflicht für durch 
Kraftfahrzeuge verursachte Schäden den durch 
,einen Garantiefonds gewährleisteten Schutz auf 
Ausländer, u. zw. wenn notwendig durch Ab­
:schluß bilateraler Abkommen, auszudehnen. 

Die Ministerdelegierten empfahlen den Mit­
gliedstaaten eine Reihe von Maßnahmen zur 
Förderung der Harmonisierung im Bereich der 
Rechtsinformatik und stellten eine Mindestliste 
der Kategorien von Rechtsdaten auf, die in elek­
tronisch ablesbarer Form aufzuzeichnen sind. 

- Resolution (73) 24 über Gruppen- und Ge­
meinschaftsbehandlung 
von Straffälligen 

Der Resolution liegen neueste, in skandinavi­
schen Ländern erprobte Methoden zugrunde; sie 
gehören in den Bereich der Strafvollzugspolitik 
des Europarates, die auf ei!1e Verbesserung der 
Lebensbedingungen in den Vollzugsanstalten und 
auf eine Erleichterung der Wiedereingliederung 
in die Gesellschaft gerichtet ist. 

- Resohltion (73) 25 über Methoden zur Vor­
ausbestimmung der Kri­
minalität 

Um wirksamer gegen die Kriminalität vor­
gehe:1 :?-u könncn, haben -die Ministerdelegierten 
ihren Regierungen die Anwendung der Statistik 
und der Mathematik in diesem Bereich emp­
fohlen. 

5. Tagungen 

Achte Konferenz der Europäischen Justizminister 

An dieser Konferenz, die von der schwedischen 
Regierung unter der Schirmherrschaft des Europa­
rates am lf. und 15. Juni 1973 in Stockholm 
veranstaltet wurde, nahmen die Justizminister der 
17 Mitgliedstaaten des Europarates sowie der 
finnische Justizminister teil. Das spanische Justiz­
ministerium und Vertreter internationaler Or­
ganisationen waren als Beobachter anwesend. Als 
Hauptthemen wurden "Die künftige Rolle des 
Europarates im Rechtsbereich" sowie "Die Ge­
setzgebungspolitik in den Mitgliedstaaten, ins-
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besondere im Bereich der Wirtschaftskriminalität 
und des Familienrechtes" behandelt. Die Minister 
vertraten einhellig die Auffassung, daß der 
Europarat eine wichtige Rolle bei der Fort­
führung der Zusammenarbeit zwischen den Mit­
gliedstaaten im Rechtsbereich spiele. Sie wiesen 
auf die Notwendigkeit hin, durch direkte und 
ständige Kontakte zwischen dem Europarat und 
den Europäischen Gemeinschaften eine echte Zu­
sa~menarbeit und gegenseitige Information ein­
zuleiten. Die im Gegenstand gefaßte Resolution 
wurde vom Ministerkomitee bei der Ausarbei­
tung 'der Resolution über die Zukunft des 
Europarates berücksichtigt. Aus Anlaß der 
8. Justizministerkonferenz wurde ein Meinungs­
austausch mit Vertretern der Beratenden Ver­
sammlung des Europarates durchgeführt. 

Die 9. Justizministerkonferenz wird 1974 m 
Wien stattfinden. . 

Treffen, die vom Europarat zur Anregung der 
Zusammenarbeit auf rechtlichem Gebiet und dem 
der Rechtsangleichung gefördert werden 

Im April des Berichtsjahres führten der zur 
Vorbereitung der Regierungsvorlage eines Straf­
gesetzbuches eingesetzte Unterausschuß des Justiz­
ausschusses des Nationalrates, der Bundesminister 
für Justiz sowie Beamte seines Ressorts in Bern 
mit Vertretern der Schweiz Gespräche über die 
Frage der Strafrechtsreform und des Strafvoll­
zugs (besonders über Probleme der kurzfristigen 
Freiheitsstrafen, der bedingten Strafnachsichtund 
der bedingten Entlassung sowie über Fragen des 
Schwangerschaftsabbruchs). 

Europäisches Richterseminar 

Vom 17. bis 20. September fand in Straßburg 
ein Europäisches Richterseminar statt, an dem 
Richter aus allen Mitgliedstaaten teilnahmen und 
bei dem an Hand von konkreten Fällen Faktoren 
der 'Beeinflussung gerichtlicher Entscheidungen 
erörtert wurden. 

2. Symposium über Maßnahmen zur Vereinheit­
lichung der Rechtsinformatik in Europa 

Das Symposium, das am 19. und 20. November 
19n in Straßburg stattfand, gab Anlaß zu einem 
umfangreichen Meinungsaustausch über die jüng­
sten Einrichtungen auf diesem Gebiet. 

Erstes Kriminologisches Kolloquium 

Experten eines Großteils der Mitgliedstaaten 
des Europarates behandelten vom 28. bis 30. No­
vember 1973 in Straßburg auf der Grundlage 
zweier Berichte die Themen: "Auswe;tung und 
Planungsmethoden im Bereich der Kriminalistik" 
und "Behandlung der Strafgefangenen". 

17 

6. Übereinkommen 

a)ÜbereinkommenälterenDatums 

Europäisches Übereinkommen zur Befreiung der 
von diplomatischen oder konsularischen Ver­
tretern errichteten Urkunden von der' Beglaubi­
gung 

Die österreichische Ratifikationsurkunde wurde 
am 9. April 1973 hinterlegt. Das Übereinkommen 
ist für österreich am 10., Juli 1973 in Kraft ge­
treten. 

Europäisches Übereinkommen zum Schutz von 
Tieren beim internationalen Transport 

Die österreichische Ratifikationsurkunde wurde 
am 14. September 1973 hinterlegt. Das Abkom­
men wird für österreich am 15. März 1974 in 
Kraft treten. 

b) Übe r ein kom m e n, die 1 9 7 3 zur 
Unterzeichnung aufgelegt wurden 

Europäisches Übereinkommen über zivil rechtliche 
Haftpflicht für durch Kraftfahrzeuge verursachte 
Schäden 

Das Übereinkommen wurde am 14. Mai zur 
Unterzeichnung durch die Mitgliedstaaten des 
Europarates aufgelegt und wurde bisher von drei 
Staaten unterzeichnet. Es wird eine strengere 
Haftung der Lenker von Kraftfahrzeugen gegen­
über Unfall opfern einführen. 

Europäisches Übereinkommen über die Unver­
jährbarkeit von Verbrechen gegen die Mensch­
lichkeit und von Kriegsverbrechen 

Das Übereinkommen wurde bei der 53. Tagung 
des Ministerkomitees zur Unterzeichnung auf­
gelegt. Ihm zufolge sollen nach innerstaatlichem 
Recht weder die Verfolgung von strafbaren Taten 
noch die VoUstreckung von bereits verhängten 
Strafen verjähren können. Die Begriffe Kriegs­
verbrechen und Verbrechen gegen die Menschlich­
keit werden erweitert. 

7. Empfehlungen der Beratenden Versammlung 

a) E m p feh 1 u n gen, die i m B e r ich t s­
i a h r von der B e rat end e n Ver sam m-

lung angenomm·en wurden 

- Empfehlung 696 über gewisse Aspekte des 
Staatsbürgerschaftserwer­
bes 

Die Ministerdelegierten stellten in ihrer Ant­
wort fest, daß in jüngster Zeit auf dem Gebiete 
des Staatsbürgerschaftsrechtes Entwicklungen in­
nerhalb der nationalen Gesetzgebung im Sinne 
der gegenständlichen Empfehlung eingetreten 
seien. Hinsichtlich eines Teils der Empfehlung 
wur,de das CCJ beauftragt, eine Stellungnahme 
auszuarbeiten. 
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~ Empfehlung 702 über die Zusammen­
arbeit zwischen dem Eu­
roparat und dem Inter­
nationalen Institut für 
Vereinheitlichung des 
Privatrechts (UNI-
DROIT) 

Das Ministerkomitee bekräftigt in seiner Ant­
wort das Interesse der Mehrheit der Europarats­
Mi~glj.edstaaten an den Arbeiten des genannten 
Instituts sowie an einer Beteiligung an diesen 
Arbeiten. 

- Empfehlung 705 über den Konsumenten­
schutz 

Die Ministerdelegierten leiteten jenen Teil der 
Empfehlung,der die Prinzipien des Konsumenten­
schutzes enthält, an die zuständigen nationalen 
Instanzen der Mitgliedstaaten weiter und' be­
schlossen, zu anderen Absätzen des operativen 
Teiles Stellungnahmen des CC] sowie des Euro­
päischen Komitees für Volksgesundheit einzu­
holen. 

- Empfehlung 709 über die Methoden der 
Schlachtung von Schlacht­
vieh 

die bisher gegen die Verschmutzung des Meeres 
sowie im Hinblick auf die Entwicklung des See­
rechtes gesetzt wurden und hielt fest, daß der 
Rahmen der UN am besten für die Lösung dieser 
Probleme geeignet sei. Das Ministerkomitee wird 
das gegenständliche' Thema auf Grund der Er­
gebnisse der 1974 in Caracas stattfindenden 2. Sit­
zung der 3. Seerechts-Konferenz der UN erneut 
aufgreifen. 

b) E m p feh I u n gen, die vor dem B e­
richtsjahr von der Beratend~n 
Ver sam in I u n g a n gen 0 m m e n, a b e r 
e r s tim B e r ich t,s j a h r vom M i n i­
sterkomitee beantwortet wurden 

- Empfehlung 684 über den Internationalen 
Terrorismus 

In einer Zwischenantwort teilte das Minister­
komitee die Sorge der Beratenden Versammlung. 
Im Hinblick auf die Empfehlung wurde das ad­
hoc-Komitee Hoher Beamter zum Studium der 
juridischen Aspekte des Internationalen Terroris­
mus einberufen (siehe auch Kapitel I, Punkt 5). 

Das Ministerkomitee leitete die Empfehlung an - Empfehlung 687 
das CC] weiter. 

über die Ablagerung ge­
fährlicher Substanzen im 

, Meer - Empfehlung 713 über das Seerecht 
Das Ministerkomitee führte in seiner Ant- Die Empfehlung wurde den Regierungen über-

wort einen Katalog sämtlicher Maßnahmen an, mittelt und an die OMCI weitergeleitet. 

III-161 der Beilagen XIII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 19 von 41

www.parlament.gv.at



19 

IV. FRAGEN DER WIRTSCHAFT UND LANDWIRTSCHAFT 

1. Allgemeines 

Im Hinblick auf den Umstand, daß die Be­
handlung rein wirtschaftlicher Fragen durch eine 
Reihe internationaler Organisationen wahrge­
nommen wird, nehmen Wirtschaftsthemen im 
Arbeitsprogramm des Europarates geringeren 
Raum ein. Die Beratende Versammlung des 
Europarates stellt allerdings das Forum für De-­
batten über die Arbeiten dieser Organisationen 
(OECD, EFTA, EG, ECMT, ECAC, FAO, ENDA 
und WFB) dar und hit auf diese Weise dazu 
beigetragen, den Bruch zwischen den Wirtschafts­
blöckender Gemeinschaften und der Freiharidels­
zone zu vermeiden und andererseits die Erweite­
rung der Gemeinschaft zu begünstigen. 

1973 war die Studie des Massachusetts Instiute 
of Technology" Halt dem Wachstum" Gegenstand 
ausführlicher Diskussionen innerhalb der Beraten­
den Versammlung. Die Versammlung nahm einen 

2. Aktivitäten, die der Europarat im Berichtsjahr 
auf den Gebieten des Verbraucherschutzes und 
der Pressekonzentration durchführte 
a) Im Rahmen der vom Ministerkomitee ein­

gesetzten Arbeitsgruppe für Erziehung und In­
formation des Verbrauchers wurden Probleme 
der -Information des Verbrauchers durch die 
Massenmedien sowie durch andere Informations­
möglichkeiten, der Beratung des Verbrauchers 
sowie der Teilnahme der Verbraucher und der 
Verbraucherorganisationen an sie betreffenden 
Entscheidungen behandelt. 

b) Das vom Ministerkomitee eingesetzte Ex­
pertenkomitee über Pressekonzentration sowie 
die von diesem Komitee eingesetzte Arbeits­
gruppe arbeiteten insbesondere an einem .Be­
richt über Bedeutung und Auswirkungen der 
Pressekonzentration sowie über deren derzeitige 
wirtschaftliche Situation und allfällige wirtschaft­
liche Unterstützungsmaßnahmen für die Presse. 

Bericht über die Grenzen des Wachstums ent- 3. Tagungen 
gegen, in dem die kontroversen Auffassungen aus- Fünftes Seminar über den Internationalen Frei­
geführt wurden, und nahm die Empfehlung 697 an 

willigendienst (siehe Punkt 4 dieses Kapitels). Im Rahmen der 
Vorlage des Zweijahresberichtes der FAO wurde Das Seminar fand vom 5. bis 9. November 
erneut zum Problem des Hungers in der Welt in Straßburg statt .. Es wurde von der Beratenden 

Versammlung gemeinsam mit der Regionalkon­
und der Tatsache, daß die Kluft zwischen reichen ferenz des Internationalen Freiwilligendienstes 

. und armen Ländern ständig z~nimmt, Stellung und dem Internationalen Sekretariat für den Frei­
genommen. Die Gefahr der Pachtwirtschaft für willigendienst veranstaltet. Etwa 130 Vertreter 
die Landwirte, die Lage des mediterranen Waldes, von Freiwilligen- und Entwicklungshelferorgani­
das Problem der Fischereigrenzen Islands, die sationen, von internationalen Organisationen so­
Wirtschafts- und Währungspolitik der EG und wie den zuständigen Ministerien der 17 Mitglied­
ihre Auswirkungen auf die regionale Entwicklung staaten des Europarates nahmen daran teil. Das 
in Europa, der Tätigkeitsbericht der EFTA sowie Seminar empfahl konkrete Maßnahinen, die von 
ein Bericht über die Zivilluftfahrt in Europa der Regionalkonferenz des Internationalen Frei­
waren weitere Tagesordnungspunkte der Debat- willigendienstes sowie der Beratenden Versamm­
ten der Beratenden Versammlung. Ebenso wurde- lung berücksichtigt werden können, und zwar 
,eine Europäische Verbraucherschutz-Charta ange- insbesondere hinsichtlich der Koordinierung der 
nommen. Die Probleme der Straßenverkehrs- verschiedenen Entwicklungshilfeprogramme sowie 
sicherheit, des ständig zunehmenden Verkehrs der Subventio,nspolitik der Regierungen der Mit­
in den Städten und der Schnellverbindungen gliedstaaten. 
zwischen europäischen Städten wurden gleichfalls 4. Empfehlungen, die die Beratende Versamm-
behandelt. Die Beratende Versammlung nahm tung im Berichtsjahr angenommen hat 
Empfehlungen und Resolutionen an, die vom - Empfehlung 690 über die Vertragswirt-
Ministerkomitee behandelt und in zuständige schaft und die vertikale 
internationale Organisationen bzw. die Regierun- Integration in die euro-
gen der Mitgliedstaaten weitergeleitet wurden. päische Landwirtschaft 
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Das Ministerkomitee beschloß, die Empfehlung 
zunächst an die zuständigen innerstaatlichen In­
stitutionen sowie an die Kommission der Gemein­
schaften weiterzuleiten. Mit der Frage der Zweck­
mäßigkeit der Ausarbeitung eines Statuts für eine 
Europäische Genossenschaft wurde das CC] be­
faßt. 

- Empfehlung 691 über die Situation des 
mediterranen Waldes 

Das Ministefkomitee leitete den Text der 
Empfehlung an die zuständigen innerstaatlichen 
Stellen sowie zur Information an die EG und 
die F AO und mit dem Ersuchen um Stellung-

nahme an das Internationale Zentrum für höhere 
agronomische Studien iin Mittelmeerraum wei­
ter. 

- Empfehlung 697 über die Grenzen des 
Wachstums 

Das Ministerkomitee nahm die Anregungen 
der Beratenden Versammlung zur Kenntnis, hielt 
jedoch dazu fest, daß deren Behandlung nicht in 
die Zuständigkeit des Europarates falle, sondern 
daß Spezialorganisationen wie die OECD das 
geeignete Forum für die Behandlung des Pro­
blems darstellten. 
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V. SOZIALE FRAGEN, FRAGEN DER BERUFSAUSBILDUNG, DES BEVöLKE­
RUNGS- UND FLÜCHTLINGSWESENS SOWIE DER GESUNDHEIT UND 

HYGIENE 

1. Allgemeines 

Der Europarat konzentriert sich hier auf Maß­
nahmen zur Herbeiführung einer gemeinsamen 
Sozialpolitik sowie einer einheitlichen Arbeits­
gesetzgebung für alle Mitgliedstaaten. Wesent­
liche Fortschritte in dieser Richtung stellen drei 
Instrumente dar: Die Europäische Sozialcharta, 
deren Einhaltung von einem Komitee unabhän­
giger Experten aus den Vertragsstaaten kon­
trolliert wird, die Europäische Ordnung der So­
zialen Sicherheit sowie das Europäische überein­
kommen über 'die Soziale Sicherheit. In Zusam­
menarbeit mit der Weltgesundheitsorganisation 
strebt der Europarat die Hebung des Gesundheits­
niveaus sowie die Verbesserung der hygienischen 
Vorschriften innerhalb seiner Mitgliedstaaten an. 

2. Sozialkomitee 

Das Sozialkomitee hielt im Berichtsjahr seme 
35. und 36. Tagung ab. 

Folgende Themen wurden von diesem Komitee 
und den ihm verantwortlichen Unterkomitees 
behandelt bzw. den Ministerdelegierten zur Ent­
scheidung vorgelegt: 

Ausarbeitung der Resolution (73) 1 über soziale 
Einrichtungen für körperlich und geistig Behin­
derte 

(siehe Punkt 6 dieses Kapitels) 

Aspekte des Wohnens und der Stadtplanung" 
wurde fertiggestellt. Thema der Forscllungs­
stipendien 1973 war "Ehe-' und Familienbera­
tungsstellen ". 

Arbeitslosigkeit Jugendlicher 

Das zuständige Unterkomitee arbeitete einen 
Entwurf einer Empfehlung im Gegenstand aus. 

Fra)lenarbeit 

Ein Resolutionsentwurf über die Vorbereitung 
der Frauen auf ,das Berufsleben wurde fertigge­
stellt. Ein Resolutionsentwurf über die Lage der 
Frau in der Welt der Arbeit ist derzeit in Aus­
arbeitung. 

Erste Europäische Arbeitsministerkonferenz 

Das Ministerkomitee hat die Resolutionen der 
im November 1972 abgehaltenen Konferenz zur 
Kenntnis genommen und eine Reihe von Be­
schlüssen betreffend die Durchführung der in 
ihnen enthaltenen Empfehlungen im Rahmen 
des Arbeitsprogramms des Europarates getroffen. 

Austauschsystem jung,er Arbeiter 

Ein diesbezüglicher Resolutionsentwurf wurde 
vom Sozialkomitee angenommen; er wird von 
den Ministerdelegierten zu einem späteren Zeit­
punkt behandelt werden. 

Entwurf eines Europäischen übereinkommens Europäischer Ausweis für schwer behinderte Per-
über den Sozialen Schutz der Landwirte sonen 

Der vom Sozialkomitee ausgearbeitete Ent­
wurf wurde bei der 228. Ministerdelegierten­
tagung angenommen. Das übereinkommen wird 
anläßlich der 54. Tagung des Ministerkomitees 
zur Unterzeichnung aufgelegt werden. 

Ein Expertenkomitee bereitete einen Ausweis 
für schwer behinderte Personen vor, der den Be­
troffenen gewisse Vorteile nichtfinanzieller Art 
in allen Europarats-Mitgliedstaaten einräumen 
wird. 

Stipendien für das Personal von Sozialeinrich- Situation der Nomaden 
tun gen 

Das zustänaige Auswahlkomitee hat für das 
Jahr 1974 aus rund 139 Kandidaten 119 Stipen­
diaten ausgewählt. 

Programm der Forschungsstipendien 1m Sozial­
bereich 

Der. Bericht über' die .Ergebnisse der For­
schungsarbeiten 1972 zum Thema "Soziale 

Ein Resolutionsentwurf über die soziale Lage 
der Nomadenvölker ist derzeit in Ausarbeitung. 

Soziale Wohlfahrtsplanung und -organisation 
Ein Bericht im Gegenstand sowie drei dazu­

gehörende Teilberichte über Wohnung,' Bestim­
mungen zugunsten alter Leute und soziale Ein­
richtungen wurden im zuständigenUnterkomitee 
fertiggestellt. 
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3. Expertenkomitee für Soziale Sicherheit 

Das Expertenkomitee hielt im Berichtsjahr 
seine 39., 40. und 41. Tagung ab. 

Folgende Themen wurden vom Komitee so­
wie den ihm verantwortlichen Unterkomitees 
behandelt bzw. den Ministerdelegierten zur Ent­
scheidung vorgelegt: 

Die Entschließungen (73) 9, 10, 11, 12, 13 und 28 
wurden vom Komitee vorbereitet (siehe Punkt 6 
dieses Kapitels) 

Soziale Sicherheit der nichtbeschäftigten Frau 
Eine Arbeitsgruppe hat im Berichtsjahr den 

sozialen Unterschied zwischen nichtbeschäftigter 
und beschäftigter Frau untersucht. Die Studien­
ergebnisse dieser Gruppe bilden die Grundlage 
für mehrere Empfehlungen. 

Maßnahmen, um Pensionisten bezahlte Arbeit 
zu ermöglichen 

Ein entsprechender Empfehlungsentwurf ist in 
Ausarbeit1.l;ng. 

Auswirkung der Herabsetzung des Pensions­
alters, der überalterung der Bevölkerung und 
der höheren Lebenserwartung auf die Finanzie­
rung der Pensions~ersicherungssysteme 

In einer Arbeitsgruppe, in der neun Mitglied­
staaten des Europarates vertreten sind, wurde 
eine diesbezügliche Studie ausgearbeitet, die 1974 
auch auf die anderen Europarats-Mitgliedstaaten 
ausgedehnt werden soll. 

Europäisches Abkommen über Soziale Sicherheit 
Die für die Durchführung dieses Abkommens 

eriorderlichen Formulare, die in einer Redak­
tionsgruppe ausgearbeitet wur,den, wurden vom 
Komitee angenommen. 

4. Beraterausschuß des Sonderbeauftragten für 
Flüchtlinge und Überbevölkerung 

Im Beraterausschuß des Sonderbeauftragten 
. sowie in zwei weiteren Arbeitskomitees wurden 
im Berichtsjahr folgende Aktivitäten behandelt 
bzw. den Ministerdelegierten zur Entscheidung 
vorgelegt: 

Ausarbeitung der Resolution (73) 46 (siehe 
Punkt 6 dieses Kapitels) 

arbeitung von Kompromißvorschlägen dem Be­
rater ausschuß ' zurückgestellt. 

Zusammenführung der Familien von Wander­
arbeitern innerhalb der Mitgliedstaaten 

Ein Resolutionsentwurf befindet sich zur 
überarbeitung im Beraterausschuß. 

Schülerbeschreibungsbogen für Kinder von 
Wanderarbeitern 

Ein entsprechender Entwurf befindet sich der­
zeit zUr Behandlung im Ministerdelegierten­
Komitee. 

Gleichbehandlung bei Berufsberatung, Berufs­
ausbildung und Berufsumschulung 

Eine zu diesem Zweck eingesetzte Arbeits­
gruppe tagte ,im November 1973 zum ersten Mal 
und arbeitete Richtlinien für den Entwurf einer 
Resolution aus. 

Bevölkerungsfragen 

Das im Gegenstand eingesetzte Komitee hielt 
im Berichtsjahr seine erste Tagung ab und ar­
beitete zwei Berichte über die direkten und il1-
direkten Auswirkungen der Gesetzgebung auf 
die Bevölkerungszunahme in den einzelnen Mit­
gliedstaaten aus., 

Stipendien für Berufsausbildung 

Im Berichtsjahr wurden 50 Stipendien an 
nichtqualifizierte Arbeiter sowie 30 Stipendien 
an Instruktoren/Eleven aus Zypern, Malta und 
der Türkei vergeben. Die Ausbildung fand für 
die nichtqualifizierten Arbeiter in Frankreich, 
für Instruktoren/Eleven in österreich statt. 
Ebenso wurden Stipendienkurse für Instrukto­
ren/Praktikanten abgehalten. Unter den Stipen­
diaten befanden sich zwei österreicher. 

5. Komitee für Volksgesundheit 

Das Komitee für Volksgesundheit hielt im Be­
richtsjahr seine 12. und 13. Tagung ab. 

Folgende Themen wurden von diesem Komitee 
oder den ihm verantwortlichen Unterkomitees 
behandelt bzw. den Ministerdelegierten zur Ent­
scheidung vorgelegt: 

Europäisches übereinkommen über die Rechts- Ausarbeitung der Resolutionen (73) 26 und 27 
stellung der Wanderarbeiter (siehe Punkt 6 dieses Kapitels) 

Die Arbeiten an diesem Instrument wurden 
im Rahmen des Ministerdelegiertenkomitees 
fortgesetzt. Sie konnten noch nicht abgeschlossen 
werden: 

Gleichbehandlung von Wanderarbeitern und 
einheimischen Arbeitskräften 

Ein Resolutionsentwurf wurde im Minister­
delegiertenkomitee behandelt und zur Aus-

Ausarbeitung des Europäischen übereinkommens 
über Leichentransport 
(siehe Punkt 8 dieses Kapitels) 

Koordiniertes mediz,inisches Forschungsstipen­
dienprogramm 

Als Titel des Programms wurde "Personal­
bedürfnisse im Bereich der Volksgesundheit in 
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den Mitgliedstaaten des Europarates und in 
Finnland" gewählt. Die drei Stipendiaten arbei­
teten auf Grund ihrer Studien einen Bericht aus, 
der dem zuständigen Expertengremium bei" seiner 
Tagung im Dezember vorgelegt wurde. 

Medizinische· Stipendien 

Das Auswahlkomitee vergab für das Berichts­
jahr 127 Stipendien im Gesamtausmaß von 
178 Monaten und 28 Tagen sowie 19 Ersatz­
stipendien im Gesamtausmaß von 35 Monaten 
und 15 Tagen. 

Hauptthemen der von den Kandidaten gewähl­
ten Studien waren: "Klinische Medizin", "Ge­
sundheitsdienst", "Verwaltung im Bereich der 
Gesundheit", "Ansteckende Krankheiten" und 
"Laboratoriumsarbeiten". 

Präventivmedizin 

Der Entwurf eines Schlußberichtes wurde aus­
gearbeitet. 

Austausch von Seren für die Bestimmung der 
Histokompatibilität 

Die Ausarbeitung eines Europäischen Über­
einkommens wurde von der zuständigen Arbeits­
gruppe abgeschlossen; der Entwurf wird zunächst 
dem für Blutprobleme zuständigen Komitee und 
sodann dem Komitee für Volksgesundheit vor­
gelegt. 

Sportmedizin 

Ein Resolutionsentwurf über die Organisation 
und die Funktion von medizinischen Sportzentren 
wurde ausgearbeitet. 

Geschlechtskrankheiten 

Die zuständige Arbeitsgruppe bereitete einen 
Resolutionsentwurf über den Kampf gegen die 
Geschlechtskrankheiten vor, der vom Komitee 
für Volksgesundheit angenommen wurde. 

Sanitäre und soziale Einrichtungen zugunsten 
alter, nicht in Heimen lebender Menschen 

. Ein diesbezüglicher Resolutionsentwurf be­
findet sich in Ausarbeitung. 

Automatische Blutgruppenbestimmung 

Im April des Berichtsjahres trat eine Experten­
gruppe in Bern. zur ersten Tagung im· Gegen-
stand zusammen. . 

Zahnhygiene 

Ein Resolutionsentwurf über geeignete Metho­
den zur Verbesserung der Gesundheit der Zähne 
sowie ein zusammenfassender Bericht wurden 
vom Komitee für Volksgesuhdheit bei seiner 
Novemberügungangenommen. 
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Medikamentenmißbrauch 

Die z'uständige Expertengruppe arbei~ete einen 
Bericht über Selbstbehandlung und einen Bericht 
über rezeptpflichtige Medikamente sowie einen 
Resolutionsentwurf über vorbeugende Maßnah­
men gegen Medikamentenmißbrauch aus. 

Drogenabhängigkeit 

Das vom Ministerkomitee eingesetzte ad hoc­
Komitee über Drogenabhängigkeit trat im No­
vember unter dem Vorsitz des ordentlichen 
Univ.-Prof. an der Universität Wien Dr. Kr y s­
pi n - E x n e r zu seiner ersten Tagung zusammen 
und stellte ,einen Katalog dring.end durchl;Ufüh­
r,ender Arbeiten auf diesem Gebiet auf. Das 
Ministerkomitee beschloß die Einsetzung einer 
a,d hoc-Arheitsgruppe im Gegenstand. 

Austausch von Reagenzien für Gewebetypisie-
rungen 

Der Entwurf eines Europäischen Überein­
kommens im Gegenstand wurde vom Komitee für 
Volks gesundheit angenommen und an die Mini­
stel'delegierten weitergeleitet. 

Angeborene Mißbildungen 

Das zuständige Unterkomitee hefaßte sich mit 
Methoden der systematischen Registrierung sol-
cher Mißbildungen. . 

Sanit~re Kontrolle von Nahrungsmitteln 

Allfällige Gefahren bei der Verwendung von 
Antibiotika zum Zweck der Förderung des 
Wachstums der Tiere sowie ein Bericht über 
natürliche und künstliche aromatische Stoffe, über 
Kaugummi sowie Verpackungsmaterial wurden 
studiert. 

Mikrobiologische Probleme 

Eine Studie über die Gefahr der Vergiftung 
durch kosmetische Produkte sowie über die Ge­
sundheitskontrolle von Nahrungsmittelchemikern 
wurden durChgeführt. 

6. Resolutionen, die 1973 vom Ministerkomitee 
angenommen wurden' 

- Resolution (73) 1 über die sozialen Ein­
richtungen für körper­
lich und geistig Behin­
derte 

Die Entschließung legt die großen Linien einer 
gemeinsamen Politik zur Hilfe von körperLich 
und geistig Behinderten fest. Die zuständigen 
staatlichen Stellen wurden aufgefordert, die fü~ 
die Durchführung dieses Programms, insbeson­
dere für die Wiedereingliederung der Behinder­
ten in die Gemeinschaft notwendigen,finimziellen 
Mittel bereitzustellen und in der öffentlichkeit 
Verständnis für die Schwierigkeiten der Behin­
derten zu wecken. 

III-161 der Beilagen XIII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)24 von 41

www.parlament.gv.at



24 

- Resolution (73) 9 

Resolution (73) 10 

Resolution (73) 11 

über die Durchführung 
der Europäischen Ord­
nung der Sozialen 
Sicherheit und ihres 
Zusatzprotokolls durch 
Belgien 

über die Durchführung 
der Europäischen Ord­
nung der Sozialen 
Sicherheit und ihres Zu­
satzprotokolls durch 
Luxemburg 

über die Durchführung 
der Europäischen Ord­
nung der Sozialen 
Sicherheit und ihres Zu­
satzprotokolls durch 
Norwegen 

- Resolution (73) 12 über die Durchführung 
der Europäischen Ord­
nung der Sozialen 
Sicherheit und ihres Zu­
satzprotokolls durch 
Schweden 

- Resolution (73) 13 über die Durchführung 
der Europäischen Ord­
nung der Sozialen 
Sicherheit und ihres Zu­
satzprotokolls durch 
das Vereinigte König­
reich 

Das Ministerkomitee nahm die fünf vorstehen­
den Resolutionen im Rahmen der ihm durch 
die Bestimmungen des Art. 75 der Europäischen 
Ordnung der Sozialen Sicherheit und des Zu­
satzprotokolls übertragenen Kontrollbefugnisse 
an. 

- Resolution (73) 26 über die Aufrechterhal­
tung der Europäischen 
Blutkonservenbank für 
seltene Blutgruppen in 
Amsterdam 

Die Minister.delegierten haben fUr weitere fünf 
Jahre eine jährliche Subvention in der Höhe von 
hfl. 11.000'- zur Deckung der Betriebskosten 
·der Europäischen Blutkonservenbank für seltene 
Blutgruppen in Amsterdam genehmigt. 

- Resolution (73) 27 über die Schaffung 
sportmedizinischer Zen­
tren 

Die Ministerdelegierten forderten die Regie­
rungen auf, die Ausübung und Lehre der Sport­
medizin sowie die Forschung in diesem Bereich 
zu fördern. 

_ Resolution (73) 28 über die Durchführung 
der Europäischen Ord­
nung der Sozialen 
Sicherheit und des Zu­
satzprotokolls m deh 
Niederlanden 

- Resolution (73) 46 über die Gleichwertig­
keit der Berufsbezeich­
nung "Automechaniker" 
in Europa 

Zur Verbesserung der Freizügigkeit der Ar­
beitskräfte in den Mitgliedstaaten sowie zur Ver­
wirklichung der Gleichheit der Berufschancen 
ausländischer und einheimischer Al'beitnehmer 
wurden die Mitgliedstaaten aufgefordert, Maß­
nahmen zur gegenseitigen Anerkennung der 
Ausbildung und Berufsbezeichnung der Auto­
mechaniker zu ergreifen. 

7. Tagungen und Kurse 

13. Europäische Familienministerkonferenz 

über Einladung der französischen Regierung 
fand vom 11. bis 13. September 1973 in Nizza 
unter der Schirmherrschaft des Europarates die 
13. Europäische Familienministerkonferenz statt, 
die dem Thema "Gefährdete Kinder und Jugend-
liche" gewidmet war. . 

15 Minister aus den Mitgliedstaaten. des 
Europarates und aus Finnland nahmen an dieser 
Konferenz teil. In zwei Berichten über "Gefähr­
dete Kinder und Jugendliche" und "Methoden 
zur Sicherung einer kontinuierlichen Finanzie­
rung der sozialen Dienste" wurden die Probleme, 
die Persönlichkeitsstörungen beim Kind und 
beim Jugendlichen hervorrufen und im sozialen 
Milieu oder den Familienverhältnissen ihren Ur­
sprung haben, behandelt. 

9. Kurs für Blutübertragung 

18 Mediziner und Laboratoriums-Techniker 
nahmen an diesem Kurs teil, der vom 16. bis 
27. Juli 1973 'in Dublin stattfand. 

8. Übereinkommen 

a) übe r ein kom m e n, die vor dem 
Berichtsjahr zur Unterzeichnung 

aufgelegt wurden 

Das Europäische übereinkommen über die 
Ausbildung von Krankenschwestern, zu dem 
österreich' die Ra~ifikationsurkunde am 9. No­
vember 1972 hinterlegt hatte, trat für österreich 
am 10. Feber 1973 in Kraft. 

b) 1mB er ich t s ja h r neu zur U nt e r­
z e ich nun gau f gel e g te übe r e i n-

. kommen 

Am 22. Oktober 1973 wUl'de das Europäisch~ 
übereinkommen über Leich~ntransp~rt. zur 

III-161 der Beilagen XIII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 25 von 41

www.parlament.gv.at



Unterzeichnung aufgelegt., Das übereinkommen 
wurde im Hinblick darauf ausgearbeitet, daß die 
Bestimmungen der Berliner Vereinbarung von 
1937 über die überführung von Leichen den 
heutigen Verhältnissen nicht mehr entsprechen. 
Es legt die Maximalbedingungen fest, die bei der 
Leichenüberführung in einen Mitgliedstaat sowie 
bei der überschreitung der Grenze oder beim 
Transport durch das Hoheitsgebiet eines Ver­
tragspartners verlangt werden können. 

9. Empfehlungen der Beratenden Versammlung 

a) E m p feh lu n gen, die die B er a t end e 
Versammlung 1973 angenommen 

- Empfehlung 695 

hat 

über die Vorbereitung 
der Versetzung in den 
Ruhestand 

Das Ministerkomitee leitete einzelne Vor­
schläge der gegenständlichen Empfehlung an das 
Sozialkomitee sowie an ,das Expertenkomitee für 
Soziale Sicherheit, andere, insbesondere betreffend 
die Resolution (70) 16 des Ministerkomitees, an 
die Regierungen weiter. 

- Empfehlung 700 

, 

über den 18. Tätigkeits­
bericht des Hochkom­
missariats der Vereinten 
Nationen für Flüchtlinge 

Das Ministerkomitee nahm den Bericht zur­
Kenntnis, würdigte die Tätigkeit des Hochkom­
missars und verwies auf Beiträge, die die einzel­
nen Mitgliedstaaten im Berichtsjahr dem Hoch­
kommissar zur Verfügung gestellt hatten. 

- Empfehlung 706 über Indochinahilfe 

In ihrer Antwort auf die gegenständliche Emp­
fehlung stellten ,die Ministerdelegierten fest, daß 
sämtliche Regierungen der Mitgliedstaaten den 
angeregten Hilfsmaßnahmen für Indochina posi­
tiv gegenüberstünden und daß weiterhin, wie 
bisher, von den einzelnen Regierungen Hilfsmaß­
nahmen durchgeführt würden. 

- Empfehlung 710 über die Ratifikation 
und Annahme sämt­
licher Bestimmungen 
der Europäischen Sozial­
charta durch die Mit­
gliedstaaten des Europa­
rates 

Die Ministerdelegierten leiteten die Empfeh­
lung an die Regierungen weiter. 

- Empfehlung 711 über den 17. Tätigkeits­
bericht des Sonderbe­
auftragten für Flücht­
linge und überbevölke­
rung 

" 
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Das Ministerkomitee nahm den Bericht zur 
Kenntnis und führte in der Antwort an die Be­
ratende Versammlung sämtliche im Berichtsjahr 
getroffenen Entscheidungen betreff~nd Aktivitä­
ten an, die in die Kompetenz des Sonderbeauf­
tragten fallen. 

- Empfehlung 712 über die Integration der 
Wanderarbeiter in die 
Gesellschaft der Gastlän­
der 

Das Ministerkomitee beschloß, jene Regierun­
gen" die Wanderarbeiter aufnehmen, auf die in 
der gegenständlichen Empfehlung gemachten 
V<:>rschläge aufmerksam zu machen. 

- Empfehlung 716 über die Kontrolle der 
Werbung für Tabak und 
Alkohol sowie über 
Maßnahmen zur Ein­
schränkung des Kon­
sums dieser Erzeugnisse 

Das Ministei'komitee beschloß, zunächst 
Stellungnahmen des Komitees für Volks gesund­
heit, des CC], der Arbeitsgruppe Nr. 2 über Er­
ziehung und Information des Verbrauchers so­
wie des Internationalen Komitees gegen den 
Alkohol einzuholen. 

b) E m p feh I u n gen, die vor dem B e­
richtsjahr von der Beratenden 
Ver sam m I u n g a n gen 0 m m e n w u r­
den, ,d e ren B eh a n d I u n g im M i n i­
s t e r kom i tee j e d 0 ehe r s tIm B e­
richtsjahr abgeschlossen wurde 

- Empfehlung 645 über europäische Solida-
rität in Katastrophen­
fällen 

Das Ministerkomitee nahm die Vorschläge zur 
Ke'nntnis, beschloß jedoch, Maßnahmen erst zu 
ergreifen, sobald die Ergebnisse der diesbezüg­
lichen Arbeiten im Rahmen der UN bekannt 
würden. 

- Empfehlung 646 über Maßnahmen bei 
der Ausforschung ver­
schwundener Personen 

Das Ministerkomitee beauftragte das Sozial­
komitee, im Hinblick auf die gegenständliche 
Empfehlung einen Resolutionsentwurf auszu­
arbeiten, in dem die Mitgliedstaaten zur Verein­
heitlichung der nationalen Gesetzgebungen auf­
gefordert würden. 

Empfehlung 675 über Geburtenkontrolle 
und Familienplanung in 
den Mitgliedstaaten des 
Europarates 

Die Ministerdelegierten leiteten diese Empfeh­
lung an die kompetenten Institutionen ihrer 
Staaten weiter. 
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- Empfehlung 676 über die Bevölkerung 
asiatischen Ursprungs in 
Uganda 

Die Ministerdelegierten führten in ihrer Ant­
wort sämtliche Maßnahmen an, die von seiten 
der Mitgliedstaaten zugunsten der Uganda­
Flüchtlinge getroffen worden waren. 

- Empfehlurig 679 über die Arbeiten des 
Multidisziplinären Kol­
loquiums über Drogen­
abhängigkeit 

Die Ministerdelegierten beschlossen, im Sinne 
der Anregung der gegenständlichen Empfehlung 
ein Expertenkomitee über Drogenabhängigkeit 
einzusetzen. 

- Empfehlung 686 über die Verbesserung 
der Krankenpflege in 
Spitälern . 

Die Ministerdelegierten übermittelten die 
Empfehlung dem Komitee für Volksgesundheit 
zur Berücksichtigung bei der Erstellung des Ar­
beitsprogramms für 1975/76, 

- Empfehlung 689 über den 16. Tätigkeits­
bericht des Sonderbeauf­
tragten für Flüchtlinge 

Kontrolle der Luft 'an Arbeitsplätzen, Wieder­
gewöhnung an eine Tätigkeit und vorberufliche 
Umschulung im Rehabilitationsprozeß. 

Ebenso wurden die Arbeiten an der 4. Aus­
gabe des "Gelben Buches", das eine Liste gefähr­
licher chemischer Stoffe und Vorschläge für ihre 
Kennzeichnung enthält, fortgesetzt. 

11. Resolutionen, die im Rahmen des Teil­
abkommens vom Ministerkomitee im Be­
richtsjahr angenommen wurden 

- R·esolution TA (73) 1 über die Wiedergewöh­
nung an eine Tätiskeit 
und die vorberufliche 
Umschulung im Reha­
bilitationsprozeß 

Die Ministerdelegierten der sieben Mitglied­
staatendes TA und österreichs haben an ihre 
Regierungen die Empfehlung gerichtet, von den 
Methoden der vorberuflichen Umschulung um­
fassend Gebrauch zu machen. 

- Resolution TA (73) 2 über die Herstellung 
von Prüf röhrchen zur 
Luftkontrolle an Ar­
beitsplätzen 

und überbevölkerung Die Ministerdelegierten der sieben Mitglied-
Die Ministerdelegierten nahmen d B 'cht staaten des TA und österreichs empfahlen ihren 

d· T"te?k .end . Regierungen Normen für' Prüfröhrchen zur Luft-zur Kenntnis und würdigten le a 19 elt es k 11 Ab' I'" 
Sonderbeauftragten. ontro e an r eltsp atzen. 

10. Teilabkommen auf sozialem Gebiet 
auf dem Gebiet der Volksgesundheit . 

sowie 

Im Hinblick auf den Ursprung des Teil­
abkommens in den Brüsseler Verträgen bzw. der 
WEU gehören ihm lediglich Belgien, die BRD, 
Frankreich, Großbritannien, Italien, Luxemburg 
sowie die Niederlande an. österreich beteiligt 
sich an einer Reihe von Aktivitäten im sozialen 
Bereich (Sozialkomitee TA und VOn ihm ein­
gesetzte Unterausschüsse) sowie im Rahmen des 
Gemischten Ausschusses für die Wiedereingliede­
rung und Wiedereinstellung Behinderter. 

Folgende Fragen wurden im Berichtsjahr im 
Rahmen dieser Komitees behandelt: Krebs­
erregende Stoffe, Kontrolle der Gefahren durch 
Asbest und Talk, Atemschutzgeräte, Verpflich­
tung des Erzeugers, Angaben über giftige che­
mische Stoffe zu machen, Berufsberatung und 
-ausbildung Jugendlicher, Auswirkungen der 
Automation auf die Frauenarbeit, Verhütung 
von großen, durch Chemikalien hervorgerufenen 
Unglücksfällen in der Industrie und die Ver­
minderung der Folgen s~lcher Unfälle, Tafel­
scheren, Plastikspritzgußmaschinen, bestimmte 
Holzsägemaschinen, Grundsätze der Unfall ver­
hütung, Herstellung· von Prüf röhrchen zur 

-:- Resolution'TA (73) 3 über kontrollierte Ein­
fuhr von Getreide, das 
mit Pflanzenschutzmit­
teln behandelt wurde 

Die Einfuhr von Getreide, das mit Pflanzen­
schutzmitteln behandelt wurde, unterliegt in 
Zukunft in den sieben Staaten des TA sowie in 
Irland, Dänemark und der Schweiz einer Kon­
trolle. 

- Resolution TA (73) 4 
\ 

über die Kontrolle ra­
dioaktiver pharmazeu­
tischer Präparate 

Die Unterzeichnerstaaten des TA sowie Irland, 
Dänemark und die Schweiz haben beschlossen, 
ein internationales Kontrollsystem für radio­
pharmazeutische Präp~rate einzuführen. 

- Resolution TA (73) 5 über die Regelung der 
Verwendung von Emul­
sions- und Stabilisie­
rungsstoffen m Nah­
rungsmitteln 

Die Ministerdelegierten der sieben Mitglieds­
länder des TA sowie Dänemarks, Irlands und der 
Schweiz schlagen ihren Regierungen Normen für 
die Verwendung von Stabilisierungs- und Emul­
sionsstoffen in Nahrungsmitteln vor. 
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VI. FRAGEN DER ERZIEHUNG, KULTUR UND WISSENSCHAFT 

1. Allgemeines 
Ziel der Bemühungen des Europarates in den 

Bereichen der Erziehung, der Kultur und der 
Wissenschaft ist es, einerseits die traditionellen 
Erziehungs- und Unterrichts strukturen all­
mählich durch ein den Gegebenheiten unserer 
Zeit besser entspechendes System (education 
permanente) zu ersetzen, andrerseits neue 
Kulturkonzepte zu entwickeln, die Schul- und 
Universitätssysteme der einzelnen europäischen 
Staaten zu harmonisieren sowie neue Studien­
programme und -techniken einzuführen. Die 
Verantwortung für dieses Programm trägt der 
Rat für Kulturelle Zusam'inenarbeit (CCC) mit 
den ihm unfergeordneten drei Ständigen Komi­
tees für Hochschulwesen und Forschung, für all­
gemeinbildendes und berufsbildendes Schulwesen 
und für außerschulisches Bildungswesen und 
kulturelle Entwicklung. In ihnen arbeiten Ex­
perten aus 21 europäischen Staaten (den 17 Mit­
gliedstaaten sowie Spanien, Finnland, Griechen­
land uI1d dem Heiligen Stuhl) zusammen. 

2. Rat für kulturelle Zusammenarbeit (CCC) 
Der CCC hielt im Berichtsjahr seine 23. und 

24. Tagung ab. 
Probleme, die vom CCC sowie seinen drei 

Komitees und deren Unterkomitees im Berichts­
jahr behandelt wurden: 

- Resolution (73) 19 über ein Hochschulsti­
pendiensystem (siehe 
Punkt 5 dieses Kapitels) 

"Education Permanente" 
Im Rahmen dieses Projekte~, das zu den 

Intensivprojekten des CCC für die kommenden 
Jahre gehört, wurde die 1972 begonnene erste 
Versuchsreihe fortgesetzt; für die zweite Ver­
suchsserie wurden acht neue Experimente aus­
gewählt. 

EUDISED-Projekt (Europäisches Dokumen­
tations- und Informationssystem auf dem Gebiet 
der Erziehung) 

Die Vorbereitungsarbeiten dieses Intensiv-
'projekts wurden im Berichtsjahr mit mehreren 
Tagungen in Straßburg und Toledo ab­
geschlossen. 

Gleichwertigkeit der Diplome 

Dieses Projekt wurde ebenfalls unter die 
Intensivprojekte aufgenommen. Im B,erichtsjahr 

wurden die Richtlinien für die künftigen 
Arbeiten von den Experten der Europarats­
Mitgliedstaaten ausgearbeitet. 

Europäisches übereinkommen über die Gleich­
wertigkeit der Reifezeugnisse 

Zum Studium der unterschiedlichen Inter­
pretation der Bestimmungen dieses überein­
kommens im Falle der Anwendung des numerus 
clausus wurde eine Arbeitsgruppe, eingesetzt. 

Zugang zum Hochschulstudiu~ 

Die zuständigen Experten befaßten sich aus-­
führlich mit dem Problem des numerus clausus 
und stellten einen Katalog von Kriterien be­
treffend die Zulassung zum Hochschulstudium, 
insbesondere auch von Studenten fremder Staats-
angehörigkeit, auf. ' 

Mobilität 

Im Berichtsjahr wurden Vorbereitungen für 
das Anlaufen des Spezialprojektes "Mobilität der 
post-graduate-Studen~en, des Hochschulpersonals 
und der Forscher" in Angriff genommen. Mit 
dem Projekt, an dem 13 Mitgliedstaaten des 
Europarates, darunter auch österreich, tei­
nehmen, wird 1974 begonnen. 

Einsatz der Multi-Media-Systeme im Schulunter­
richt 

Neunzehn Mitgliedstaaten des CCC nahmen 
im Jänner an einem Symposium im Gegenstand 
in München teil. 

Baukastenlernsystem für moderne Fremdsprachen 
in der Erwachsenenbildung 

Dieses Thema bearbeitet de~zeit ein Experten­
komitee, das vom Komitee für außerschulisches 
Bildungswesen und kulturelle Entwicklung ein­
gesetzt wurde. Im Juni des Berichtsjahres fand 
in St. Wolf gang ein Symposium im Gegenstand 
statt, bei dem Meinungen und Erfahrungen der 
Experten aus den Europarats-Mitgliedstaaten ge­
sammelt wurden. Die Teilnehmer begrüßten, daß 
die Österreichische Bundesregierung 1974 ein 
Forschungs- und Versuchsprogramm betreffend 
das Fremdsprachenstudium der Erwachsenen be­
ginnen wird, das in enger Zusammenarbeit 
mit der zuständigen Europarats-Expertengruppe 
durchgeführt wird. 
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Pädagogische Forschung 
Die Arbeiten auf diesem Gebiet wurden mit 

einem Symposium zum Thema "Forschung und 
Reform betreffend die Lehrerfortbildung" fort­
gesetzt, das im April des Berichtsjahres in 
Brüssel stattfand. 

Abwechslungsreiche Gestaltung der Weiter­
bildung nach der Matura 

Ziel dieses Projekts ist, die Hochschulaus­
bildung breiteren Kreisen zugänglich zu machen. 
Die Vorbereitungsphase wurde im Berichtsjahr 
abgeschlossen; ein zusammenfassender Bericht 
über Erfahrungen in den einzelnen Mitglied­
staaten befindet sich an Ausarbeitung. 

Lehrerfortbildung 
Vier Mitgliedstaaten des Europarates (öster­

reich, Niederlande, Schweiz und das Vereinigte 
Königreich) stellten ihre Lehrerfortbildungskurse 
Lehrern anderer Mitgliedstaaten zur Verfügung. 
Im kommenden Jahr wird auch die BRD an 
diesem System beteiligt sein. 

Spezialausbildung für Lehrer, die Kinder von 
Wanderarbeitern unterrichten. 

Auf Grund eines Fragebogens wird eine Studie 
ausgearbeitet. Die zuständige Expertengruppe 
empfahl den Regierungen der Gastländer sowie 
Heimatländer der Gastarbeiter, für Kurse sowie 
für Stipendien zur Spezialausbildung der Lehrer 
Sorge zu tragen. 

Forschung auf dem Gebiet der Erziehung 
Ein Zehnjahresprogramm wurde vom zustän­

digen Expertenkomitee geprüft ~ und veröffent·· 
licht. Die Ergebnisse einer im Gegenstand ein­
gesetzten Arbeitsgruppe betreffend die Aus­
bildung und Berufsaussichten der Forscher im 
Bereich der Erziehung werden Grundlage einer 
Europarats-Studie sein. 

Europäisches Statut der Lektoren 'lebender Spra­
chen 

bildung des Lehrpersonals für die Vorschul­
erziehung und frühzeitiges Fremdsprachenstu­
di'um, abgehalten. 

Kulturpolitik 
Die erste Phase der diesbezüglichen Arbeiten 

wurde abgeschlossen; es wurde angeregt, im Hin­
blick auf die Bedeutung dieser Frage eine Euro­
päische Kulturministerkonferenz einzuberufen. 

Kulturelle Entwicklung europäischer Städte 
Auf der Grundlage der Informationen, die 

vierzehn europäische Städte, unter ihnen Krems, 
in einem Versuchsprojekt während zweier Jahre 
zur Verfügung stellen, soll ein Expertenteam 
Modelle für die kulturpolitische Entwicklung der 
europäischen Gemeinden in gewissen Bereichen 
ausarbeiten. 

3. Europäisches Jugendzentrum 

Das Jugendzentrum führte im Berichtsjahr 
14 Informationsseminare mit einer Durchschnitts­
dauer von je einer Woche über europäische 
Fragen, gesellschaftliche Probleme, Fragen der 
Rolle der Jugend in der Welt von heute und 
betreffend die Organisation und' Leitung von 
Jugendbewegungen durch. 

4. Europäisches Jugendwerk 

Das Europäische Jugendwerk, das 1972 vom 
Ministerkomitee zur Unterstützung der Aktivi­
täten europäischer Jugendorganisationen ins 
Leben gerufen worden war, nahm 1973 seine 
Tätigkeit auf. Der Leitungsrat tagte dreimal und 
stellte insgesamt ffrs 1,650.000'- für Jugend­
aktivitäten zur Verfügung. Die geförderten 
Aktivitäten rekrutieren sich insbesondere aus 
vier Themengruppen: Jugend und Arbeitsmarkt­
probleme, Erziehung, Jugendpolitik und wirt­
schaftliche und soziale Probleme. 

5. Resolutionen, die das Ministerkomitee auf den 
Gebieten der Erziehung, Kultur und Wissen­
schaft im Berichtsjahr angenommen hat Eine im Gegenstand eingesetzte Arbeitsgruppe 

arbeitete die grundsätzlichen Bestimmungen eines 
solchen Statuts aus. - Resolution (73) 19 über eIn Hochschul­

stipendiensystem 
Reform des Pharmaziestudiums 

Eine Expertengruppe arbeitete im Gegenstand 
Empfehlungen aus. 

Sport für alle 
Eine Studiengruppe begann auf der Basis der 

Empfehlung 682 der Beratenden Versammlung 
die Ausarbeitung einer Charta "Sport für alle". 
Unter anderem wurde angeregt, einen Europäi­
schen Sportrat zu gründen. 

Allgemeinbildendes und berufsbildendes Schul-

Die Ministerdelegierten führten mit dieser 
Resolution ein multilaterales post-graduate­
Stipendiensystem ein, durch das von einigen 
Europarats-Mitgliedstaaten an Studenten aus den 
21 Mitgliedstaaten des CCC derzeit 98 Stipendien 
vergeben werden. Der Europarat koordiniert 
dieses System. 

6. Tagungen und Kolloquien 

Achte Tagung der Europäischen Erziehungs­
minister 

wesen Die Tagung fand vom 5. bis 7. Ju'ni 1973 in 
Im Berichtsjahr wurden Symposien über The- Bern statt. Teilnehmer waren die Erziehungs­

men, wie Erziehung der 16- bis 19jährigen, Aus- minister der 21 Mitgliedstaaten des Ccc. Das 
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Thema der Konferenz lautete: "Die Bildungs­
bedürfnisse der 16- bis 19jährigen". Die Minister 
stellten einen Katalog der Zielsetzungen der 
Erziehungspolitik auf und richteten eine Reihe 
von Empfehlungen an die Regierungen. 

Kolloquium über die Freiheit der Meinungs­
äußerung und die Rolle des Künstlers in der 
europäischen Gesellschaft 
(siehe Kapitel I, Punkt 2) 

Zweites Kolloquium der Direktoren der For­
schungsinstitute im Bereich der Erziehung 

Dieses Kolloquium fan,d im Berichtsjahr in 
Paris statt und befaßte sich mit der Rolle des 
Forschers als Berater der verantwortlichen Per­
sönlichkeiten in der Erziehungspolitik. 

Kolloquium über JugendpolitiV 
Vom 2. bis 4. Oktober 1973 fand in Baden 

(österreich) ein Kolloquium über Jugendpolitik 
statt. Die Studie, die die Grundlage des Kollo­
quiums bildete, war von Dr. Kr e u t z, Uni­
versität Wien, unter dem Titel "Die Jugend und 
die soziale Entwicklung - methodologische 
Studie der europäischen Forschung" ausgearbeitet 
worden. Die am Kolloquium teilnehmenden For­
scher und Regierungsvertreter diskutierten die 
folgenden Aspekte des Problems: Stellung der 
Jugend in der Gesellschaft, Möglichkeiten der 
Verbesserung ihrer Beteiligung, Definition einer 
Jugendpolitik. 

7. Empfehlungen der Beratenden V ~rsammlung 

a ) E m p feh I u n gen, die die B e rat end e 
Versammlung 1973 angenommen 

- Empfehlung 698 
hat 

über die europäische 
Weltraumpolitik und 
die Ergebnisse der Euro­
päischen Weltraumkon­
ferenz vom 20. Septem­
ber 1972 

Das Ministerkomitee beschloß, den Text der 
Empfehlung einer Reihe im Gegenstand befaßter 
internationaler Organisationen zur Verfügung 
zu stellen. 

Empfehlung 701 über das europäische 
Projekt der Antarktis-

, forschung 
Die Behandlung dieser Empfehlung ist derzeit 

noch nicht abgeschlossen. 

Empfehlung 717 über den Stand der euro­
päischen Zusammenar­
beit im Bereich der Kul­
tur und der Erziehung 

Das Ministerkomitee wies in seiner Antwort 
auf die Budgetmittel hin, die sie für 1974 dem 
CCC zur Durchführung der in der Empfehlung 
angeführten Aufgaben zur Verfügung gestellt 
hat. 
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- Empfehlung 719. über die freie Meinungs-
äußerung des Künstlers 

, Die Ministef1delegierten beauftragten das CCC, 
eine Stellungnahme hinsichtlich der Durchführ­
barkeit der einzelnen in der Empfehlung ent­
haltenen Vorschläge im Rahmen des Europarates 
auszuarbeiten. 

b) E m p feh I u n gen, d i ~ vor dem B e­
richtsjahr von der Beratenden 
Vers am m I u n g an gen 0 m m e n w u r­
den, der e n B e h a n d I u n g j e d 0 ehe r s t 
im Berichtsjahr im Rahmen des 
Ministerkomitees abgeschlossen 

Empfehlung 635 

wurde 

über Auswertung der 
Bildungsreserven durch 
Unterricht und Ausbil­
dung , 

Das Ministerkomitee stellte der Beratenden 
VersamrnJung die Stellungnahmen der befaßten 
internationalen Organisationen zum Zwecke einer 
Vertiefung der parlamentarischen Arbeiten in 
diesem Bereich zur Verfügung. 

- Empfehlung 649 über europäische Zusam­
menarbeit im Bereich 
der Kultur und der Er­
ziehung 

Die Ministerdelegierten stellten ihre Antwort 
auf den Avis Nr. 10 des CCC ab und nahmen 
indessen Sinn zu den aufgeworfenen Problemen 
Stellung. 

- Empfehlung 650 über die Schaffung eines 
Europäischen Universi­
tätsinstituts zur Förde­
rung des Fernunterrichts 

Die Ministerdelegierten gaben eine grundsätz­
lich positive Zwischenantwort an die Versamm­
lung; sie behielten sich eine endgültige Entschei­
dung bis zum Vorliegen einer Studie des Europ3.­
rats"Sekretariates vor. 

- Empfehlung 674 über die europäische 
Raumfahrtspolitik 

Die Ministerdelegierten verwiesen in ihrer 
Antwort darauf, daß der überwiegende Teil der 
gegenständlichen Anregungen von der Europäi­
schen Raumfahrtskonferenz angenommen worden 
seI. 

- Empfehlung 678 über die Ergebnisse der 
3. parlamentarischen und 
wissenschaftlichen Kon­
ferenz (Lausanne, 1972) 

Die Ministerdelegierten übermittelten die 
gegenständliche Empfehlung ihren Regierungen 
und übersandten den Text mehreren internatio­
nalen Organisationen; hinsichtlim der Gründung 
eines Europäischen Wissensmaftsfonds behielten 
sie sich eine Entsmeidung vor. 
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VII.I FRAGEN DER GEMEINDE- UND REGIONALANGELEGENHEITEN, DER 
RAUMORDNUNG, DES SCHUTZES VON DENKMÄ.LERN UND GESAMT­

KOMPLEXEN SOWIE DES NATUR- UND UMWELTSCHUTZES 

1. Allgemeines 

Im Hinblick auf die bedeutende Rolle, die 
die europäischen Gemeinden und Regionen für 
die Integration Europas spielen, hat der Europa­
rat sich zum Ziel gesetzt, ihre Zusammenarbeit 
zu fördern. Er ist gleichzeitig bestrebt, gemeinsam 
mit den Regierungen der Mitgliedstaaten eine 
Umwelt- und Raumordnungspolitik festzulegen, 
die einen Ausgleich zwischen dem industriellen 
Fortschritt und dem immer notwendiger werden­
den Natur- und Denkmalschutz herbeiführen 
und eine harmonische Entwicklung deI europäi­
schen Regionen ermöglichen soll. 

Mittel zur Durchführung dieser Aufgaben sind 
die Europäische Gemeindekonferenz, eine Reihe 
im Gegenstand eingesetzter Komitees, Ka:::­
pagnen im Sinne der aufgezeigten Ziele sowie 
die Europäischen Fachministerkonferenzen. 

2. Die Europäische Gemeindekonferenz 

Im Jänner des Berichtsjahres erläuterte der 
Präsident der Gemeindekonferenz' dem Minister­
komitee auf dessen Einladung hin die Resolutio­
nen der 1972 abgehaltenen 9. Tagung der Kon­
ferenz. Er wies dabei auf den Wunsch der Gemein­
den hin, die Konferenz zu einem stärkeren In­
strument im Prozeß der europäischen Einigung 
zu machen und ihr die für diese Aufgabe erforder­
lichen Mittel zur Verfügung zu stellen. Zum 
Studium dieser Frage haben die Ministerdelegier­
ten aus ihrer Mitte eine Arbeitsgruppe eingesetzt. 

Folgende Aktivitäten wurden von Komitees 
der Konferenz im Berichtsjahr durchgeführt: 

Regionalplanung 

Das zuständige Komitee, das mit der Aus­
arbeitung einer Stellungnahme der Gemeinde­
konferenz über die Einrichtung eines europäischen 
Verkehrsnetzes beauftragt war, studierte die, 
Verbindungsmöglichkeiten zwischen dem Zen·· 
trum Europas und den europäischen Randgebie­
ten. Das 1973 zum Studium der Randgebiete 
Europas eingesetzte Unterkomitee bereitet einen 
1974 in Irland stattfindenden Kongreß zur Be­
handlung dieses Themas vor. 

Europolis-Projekt 

Die Arbe'iten zur Schaffung emer Städte­
schnellverbindung Brüssel-Luxemburg-Straß­
burg-Genf wurden vom zuständigen Komitee 
und den Delegierten der betreffenden Städte 
weitergeführt. 

Europapreis 

Der alljährlich ·für besondere Verdienste um 
die Einigung Europas vergebene Europapreis der 
Europäischen Gemeindekonferenz wurde der 
Stadt Würzburg verliehen. 

3. Komitee für Zusammenarbeit in Gemeinde­
und Regionalangelegenheiten 

Das Komitee hielt im Berichtsjahr seine 7. Ta­
gung ab. 

Folgende Angelegenheiten wurden vom Komi­
tee und seinen Unterkomitees behandelt bzw. 
den Ministerdelegierten zur Entscheidung vor­
gelegt: 

Ausarbeitung der Resolutionen (73) 2, 3 lind 14 
Vorbereitung der 10. Tagung der Europäischen 
Gemeindekonferenz (siehe Punkt 6 dieses Kapitels) 

Das für die Vorbereitung zuständige Komitee 
trat zu mehreren Sitzungen zusammen. Das 
Thema der 10. Tagung der Gemeindekonferenz, 
die im September 1974 stattfinden wird, lautet: 
"Gemeinden und europäische Umweltprobleme". 

Wirtschaftliche und soiialeProbleme der Berg­
gebiete 

·Eine Studie im Gegenstand sowie der Entwurf 
einer diesbezüglichen Erklärung wurden 'fertig­
gestellt. 

Zusammenarbeit zwischen Gemeind~n in Grenz­
gebieten 

,1973 wurde· eine Studie über Wege und Mittel 
zur Verbesserung einer solchen Zusammenarbeit 
abgeschlossen und ein Resolutionsentwurf aus­
gearbeitet. 

Verstärkung kommunaler Strukturen 

Das ·Komitee arbeitete .eine Studie über die 
Zusammenlegung und Umgliederung vOn. Ge'­
meinden sowie die Zusammenarbeit innerhalb 
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der Gemeindeverbände aus; eine weitere Studie 
war der Betätigung der Bürger im Gemeinde­
leben gewidmet. 

Finanzgebarung der Gemeinden 

Das zuständige Komitee stellte Normen für die 
funktionelle und wirtschaftliche Analyse der 
Finanzgebarung der europäisch~n Gemeinden auf. 
Auf der Grundlage dieser Nor:men ist eine ver­
gleichende Studie über die Fi~anzgebarung von 
80 europäischen Städten geplant. Weitere Studien 
befassen sich mit der Finanzstruktur von Ge­
meinden und Regionen und', untersuchen die 
nationalen Statistiken .betreffenÖ Gemeindefinan-
zen. I 

Ländliche Kleinregionen 
i 
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und legte einen Zeitplan fest. Das Programm, das 
1975 abgeschlossen sein wird, soll vor allem dem 
Austausch von Informationen und der Erstellung 
vergleichender Studien dienen. 

5. Europäisches Komitee zum Schutz der Natur 
und der Naturschätze 

Folgende Themen wurden im Berichtsjahr von 
diesem Komitee und den im Bereich des Natur­
und Umweltschutzes geschaff~nen Komitees be­
handelt bzw. den Ministerdelegierten zur Ent­
scheidung vorgelegt. 

Vorbereitung der Ersten Europäischen Umwelt­
ministerkonferenz in Wien sowie Pr,üfung der 
Konklusionen der Umweltministerkonferenz 1m 
Hinblick auf deren Durchführung 

Das zuständige Komitee begann mit einer (siehe Punkt 7 dieses Kapitels) 
Reihe von Fallstudien über acht, dieser Regionen. 

4. Komitee für Denkmäler und ,Bauten 
Ausarbeitung der Resolutionen (73) 4, 29, 3D, 
31 und 33 

Das Komitee hielt im BerichtSjahr seine 2. Ta- (siehe Punkt 6 dieses Kapitels) 
gung ab. 

Folgende Themen wurden vom Komitee und 
seinen Unterkomitees behandel~ bzw. den Mini­
sterdelegierten zur Entscheidun~ vorgelegt: 

Vorbereitung des Europäischen Jahrs des Denk-
malschutzes 1975 ' 

Zum Beginn der Kampagne i für dieses Jahr 
("Eine Zukunft für unsere Vergangenheit") lud 
die Schweizer Regierung im Juli ~u einer Initiativ­
konferenz nach Zürich ein (sieh~ Punkt 7 dieses 
Kapitels). Die Kampagne, die sich auf alle euro­
päischen Staaten erstrecken wird, soll ihren Höhe­
punkt 1975 in einem Abschlußkongreß in Amster­
dam finden. Sie wird von einem Komitee unter 
Leitung des britischen Parl;imentsmitgliedes 
Duncan San d y s durchgeführt;: in nahezu allen 
Europarats-Mitgliedstaaten, so auch in Oster reich, 
wurden Nationalkomitees gegründet. 

Die Gemeinden wurden eingeladen, im Sinne 
der Kampagne Denkmalschutzprojekte durch­
zuführen und, in einen diesbezüglichen europäi­
schen Wettbewerb einzutreten. 

Denkmalschu tz-Charta 

Zwei Experten führten vorbei:eitende Studien 
für ein solches Instrument durch, das die not­
wendigen g~setzlichen und ver~altungstechnische~ 
Maßnahmen zur Lösung der sozialen, wirtschaft­
lichen und kulturellen Problem~ des Denkmal­
schutzes aufzeigen wird. Die Ch~rta soll spä~e­
stens 1975 zur Unterzeichnung aufgelegt werden. 

Europäische Musterprojekte . betreffend Rettung 
und Erhaltul1g von Denkmälerp. ~: 

Das zuständige Komitee prüfte einen Bericht 
über das gegenständliche Programm, das 4J Pro­
jekte' in 17 europäischen Staaten· ~nthalten wird, 

Europäisches Naturschutzdiplom 

Der deutsch-Iuxemburgische Naturpark erhielt 
1973 das Diplom. Das dem Volmatinger Ried 
(BRD) verliehene Diplom wurde für fünf Jahre 
erneuert. 

Angewandte Okologie 

Im Gegenstand fand ein Kurs in Monks Wood 
(Großbritannien) statt. 

Luftverschmutzung 

Zwei Studien über die Reduzierung der Luft­
verschmutzung und über rechtliche Aspekte der 
Kontrolle der Luftverschmutzung, insbesondere 
in Grenzgebieten, wurden fertiggestellt. 

überdies prüfte das zuständige Komitee die 
Antworten auf den Fragebogen über Beeinträchti­
gungen durch Asphaltmischmaschinen und Ver­
brennungsanlagen. Eine diesbezügliche verglei­
chende Studie, die auch Zementerzeugungs- und 
Kabelverbrennungsanlagen umfaßt, wurde' in 
Angriff genommen. 

In einzelnen Mitgliedstaaten wurden Tests 
durchgeführt, inwieweit die Erziehung in Vor­
schulen und Volksschulen den Umweltschutz be­
rücksichtigt. 

Europäische Süßwasserkonvention . 

Die. entsprechenden Expertengruppen haben 
den übereinkommensentwurf nahezu abgeschlos­
se'n; er wi~d 1974 dem Ministerdelegiertenkomitee 
vorgelegt. . . 

Erhaltung der. Tierwelt 

.. 'Studien über vordringliche Probleme (Wild­
bestände, Abschußquoten, Erhaltung von Land-
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schaftstypen und Forschung auf diesem Gebiet, 
Fortbildung der Jäger, internationales überein­
kommen im Gegens~and) wurden im Berichts-
jahr begonnen. . 

Pflanzen- und Tierwelt im Verhältnis zur Land­
. schaft 

Zwei Studien wurden begonnen. 

Erhaltung des Bodens 

Eine Studie über die gefährdeten Alpenregionen 
und verschiedene Methoden zur Vorbeugung 
gegen Naturkatastrophen wurde angenommen. 

Europäisches Info~mationszentrum für Natur­
schutz 

Das Zentrum arbeitet über eine Reihe natio­
naler Agenturen in den Europarats-Mitglied­
staaten sowie mit Hilfe von Korrespondenten in 
anderen europäischen Staaten. Es publiziert 
monatlich in sieben Sprachen "Nachrichten" und 
vierteljährlich das Bulletin "Nature in Focus" 
und führt alljährlich Informationskampagnen 
über Teilbereiche des Naturschutzes durch (im 
Berichtsjahr über die Europäische Bodencharta). 

6. Resolutionen, die das Ministerkomitee ange­
nommen hat 

- Resolution (73) 2 über die Verwendung 
von Computern in der 
Kommunalverwaltung 

Die Resolution hat zum Ziel, die Verwendung 
von Computern in der Kommunalverwaltung 
stärker zu fördern. 

- ResolutiOIi (73) 3 über einen europäischen 
Plan zur Wiederbele­
bung des Landes 

Die Regierungen werden unter Hinweis auf 
die schwerWIegenden Nachteile der Landflucht 
aufgefordert, leistungsfähige und dezentralisierte 
Regionalstrukturen aufzubauen und die länd­
lichen Gemeinden zu stärken. 

- Resolution (73) 4 über die Verleihung des 
Europäischen Diploms 

Infolge der Abänderung der Bestimmungen 
kann das Europäische Diplom nunmehr auch an 
Landschaften wegen ihrer Sozialfunktion und 
ihres Erholungswertes verliehen werden. Dem 
Eu'roparat wird überdies die Möglichkeit einge­
räumt, im Fall einer schwerwiegenden Bedrohung 
einer mit dem Diplom ausgezeichneten Land­
schaft bei der betreffenden Regierung direkt zu 
intervenieren. 

Resolution (73) 14 über die Beteiligung der 
Bevölkerung an der 
Raumordnung 

Den Regierungen wurde die Anwendung neuer 
Methoden empfohlen, mit :deren Hilfe die ge­
samte Bevölkerung an der Ausarbeitung von 
Raumordnungsplänen beteiligt wird. 

- Resolution (73) 29 über den Schutz der 
. Kühengebiete 

Die Ministerdelegiertenhaben ihren Regie­
rungen Maßnahmen gegen die Zerstörung der 
Küstengebiete vorgeschlagen. Insbesondere soll 
der Grundsatz des freien Zugangs zu den Küsten 
gewahrt werden. 

- Resolution (73) 30 über eine europäische 
Terminologie geschütz~ 
ter Zonen 

Den Regierungen wurde vorgeschlagen, an~ 
läßlich ihrer Gesetzesnovellen und -reformen 
gewisse Kriterien zu beachten, die der Europarat 
für geschützte Zonen festgelegt hat. 

- Resolution (73) 31 über den Schutz beson- -
ders gefährdeter Vögel 
in Europa 

Die Ministerdelegierten schlagen vor, die 
Gesetzesbestimmungen in den Mitgliedstaaten zu 
verschärfen, um die aussterbenden Vogelarten, 
die ein wesentlicher Faktor für das biologische 
Gleichgewicht in der Natur sind, zu schützen. 

- Resolution (73) 33 über die Verleihung des 
Europäischen Diploms 
an den deutsch-Iuxem­
burgischen Naturpark 

Siehe Punkt 5 dieses Kapitels. 

7. Tagungen 

Erste Tagung der Europäischen Minister für Um­
weltfragen 

Das hervorstechendste Ereignis der Veranstal­
tungen im Rahmen des Europarates war 1 ?73 
ohne Zweifel diese erste Konferenz der für Um­
weltfragen zuständigen Minister vom 28. bis 
30. März, zu der die österreichische Bundes­
regierung nach Wien eingeladen hatte. Unter 
dem Vorsitz des Bundesministers für Gesundheit 
und Umweltschutz, Fr~u Dr. Ingrid L e 0-

d 0 I t e r, nahmen Minister und hohe Beamte 
aus 23 europäischen Län~ern (16 Mitgliedstaaten 
des Europarates und als Beobachter Spanien, 
Finnland, Liechtenstein, !Portugal, Jugoslawien, 
Griechenland und Rumänien) sowie Vertreter der 
wichtigsten betroffenen internationalen Organi­
sationen an der Konfere~z teil. 

Nach einem Meinungsaustausch über Umwelt­
fragen von allgemeinem Interesse untersuchten 
die Minister folgende Probleme: Gestaltung der 
natürlichen Umwelt einschließlich VOn Erholungs­
gebieten im Zusammenhang des umfassenden 
Planungssystems, Maßnahmen zur Erhaltung des 
Wildtierbestandes und von/Gebieten mit wissen-
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schaftlicher Bedeutung sowie Information, Er- 8. Empfehlungen der Beratenden Versammlung 
ziehung und Ausbildung auf dem Gebiete der 
natürlichen Umwelt. 

Die 2. Ministerkonferenz für Umweltschutz 
wird voraussichtlich 1976 in Brüssel stattfinden. 

Im Rahmen der Konferenz fand ein Kollo­
quium zwischen Ministern der Mitgliedsländer 
des Europarates und Parlamentariern der Bera­
tenden Versammlung statt. 

Launching . Conference zum Beginn der Euro­
päischen Kampagne für Denkmalschutz 

Zirka 300 Delegierte aus 28 europäischen Län­
dernsowie den Vereinigten Staaten, dem Libanon 
und Israel nahmen an der unter den Auspizien 
des Europarats stehenden Konferenz teil; zu der 
die Schweizer Regierung vom 4. bis 7. Juli nach 
Zürich eingeladen hatte: . 

Die Konferenz nahm eine allgemeine Resolu­
tion an, die sich an die Regierungen, die Parla­
mente, . den Europarat und die europäischen Ge­
meinden richtet, sowie Resolutionen über die 
Gesetzgebung im Bereich des Schutzes von kultu­
rellen Gesamtkomplexen sowie über den Schutz, 
die Renovierung und die Aufwertung alter 
Architektur. 

2. Europäische Raumordnungsministerkonferenz 

Die Konferenz, die unter der Schirmherrschaft 
des Europarates ,auf Einladung der französischen 
Regierung vom 25. bis 27. September in La 
Grand~ Motte stattfand, ver~inigte Minister aus 
20 europäischen Ländern. Ihr Ziel war es, die 
harmonische und ausgeglichene Entwicklung der 
verschiedenen Regionen in, Europa zu fördern 
und einen Dialog zwischen den Mitgliedern der 
Gemeinschaften und den übrigen Mitgliedstaaten 
des Europarates über die neue Regionalpolitik 
der Gemeinschaften einzuleiten. Die Arbeit der 
Konferenz fand auf der Grundlage v~n fünf Be­
richten statt: Raumordnungspolitik und Ver­
kehrspolitik; europäische Zusammenarbeit im 
Bereich der Prognoseerstellung; europäische Zu­
sammenarbeit im Bereich der Kartographie, 
Statistik und Raumordnungsterminologie; grenz­
überschreitende Zusammenarbeit in Europa und 
Probleme der Berggebiete. Es wurden sechs Re­
solutionen und eine allgemeine Schlußresolution 
angenommen. 

Interna'tionate Tagung der Botaniker 

Zur Durchführung der Resolutionen der Wiener 
Umweltministerikonferenz lud die französische 
Regierung im November zur gegenständlichen 
Tagung in Ar,c-et-Senansein. Ziel der Ta,gung 
war die Erstellung eines Aktionsplanes zum 
Schutz hesonders.be,drohter Pfbnien. 

a) Ern p feh I u n gen, die die B e ra te nd e 
Versammlung 1973 angenommen hat 

- Empfehlung 693 übe,r das Europäische 
Symposium der Grenz­
regIOnen 

Die Ministerdelegierten kamen überein, die 
Empfehlung und den: Bericht ,der Beratenden 
Versammlung dem Komitee für Zusammenarbeit 
in Gemeinde- und RegionahngeLegeniheiten zur 
Stell'ungnahme zu Ülber~itteln. 

- Empfehlung 694 über die 9. Tagung der 
Europäischen Gemeinde­
konferenz 

Die Minister,deligierten übermittelten die in 
der gegenständlichen Empfehlung zitierte Reso­
lution 74 (1972) ,dem Komitee für Zusammen­
arbeit in Gemeinde- und Regionalangelegenheiten. 
Sie sprachen sich einhellig gegenden Wunsch der 
Gemeindekonferenz aus, im Rahmen eines Teil­
abkommerrs Sondenagul1Jgen der Neun innerhalb 
der Gemeindekonferenz zu i.nstitutionalisieren. 

- Empfehlung 699 über Europäisch,e Um­
weltpolitik 

Die Ministerdelegierten beschlossen, Teil I 
und 11 der Empfehlung "ihren Regierungen vor­
zulegen und die Diskussion über den IH. Teil 
einem späteren ZeitpunJkt vorzubehalten. 

- Empfehlung 720 über die Ergebnisse der 
Europäischen Umwelt­
mi,n:isterkonferenz 

Die Prü,f,ung dieser Empfehlung ist derzeit 
noch nicht abgeschLossen. 

b) E m p ,f e h 1 u n g en, die vor dem B e­
richtsjah,r von ,de.r Beratenden 
Versamm!lu'ng angenommen wu,r­
den, cl e ren ,B e h a n d 1 u n g j e d 0 ehe r s t 
1973' dur c h das M i n ist e r kom i tee 

abgesclilosse,n wurde 

Empfehlung 629 über die Verschrnutzung 
des Grundwassers in der 
R:heinebene 

Das Ministerkomitee antwortete der Be­
ratenden Versammlul1Jg, daß es die in der gegen­
ständlichen Empfehlung ausgedrückten Beso~g-
nisse teile. . 

- Empfehlung 631 über die ErsteMungeines 
europäischen Verkehrs­
netzes im Rahmen der 
europäischen Raumord~ 
nung 

Die Ministerdelegie,rten teihen die Meinung 
der Europäischen Transportministerkonfereni 
und der Assemblee hinsichtlich der Bedeutung 
dieser Frage und wiesen darauf hin, daß absolute 
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Priorität jenen 
müßte, die' am 
wären. 

Verkehrsmitteln zukommen 
wenigsten umweltgefährdend 

- Empfehlung 659 ü!ber europäische Um­
weltpol'itik 

Die Ministerdelegienen nahmen positiv zur 
gegenständlichen Empfehlung Stellung und über­
mittelten ,der Beratenden Versammlung Stel­
lungnahmen der im Gegenstand !befaßten inter­
nationalen Organisationen. 

- Empfehlung 660 ü:ber die Beeinträchti­
gung der Umwelt und 
deren Auswirkungen auf 
die menschliche Gesund­
heit 

Die Ministerdelegierten informierten die Be­
ratende Versammlung auf ,der Grundlage der·im 
Gegenstand eingeholten Stellungnahme .der zu­
ständigen Komitees des Europarates sowie .der 
kompetenten internationalen Organisationen 
über die derzeit im Sinne der Empfehlung lau~ 
fenden kktivitäten. 

- Empfehlung 681 Ülber den Denkmalschutz 
in Europa 

Das Ministerkomitee for,dene die Regierungen 
zur Gründung von Nationa·lkomitees für die 
Europäische Denkmalschutz~Kampagne auf. Der 
Text der EmpfehLung wurde Ülberdies dem 
Komitee für Denkmäler und Bauten übermittelt. 
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VIII. ADMINISTRATIVE FRAGEN 

1. Wiederwahl des Stellvertretenden General­
sekretärs 

In der Resolution (73) 15 empfahl das Mini­
sterkomitee der Beratenden Versammlung, das 
Mandat des SteUvertretenden Generalsekretärs 
Sforza Galeazzo S f 0 r zaum weiteJ"e fünf 
Jahre zu verlängern. S f 0 r z a wurde von der 
Beratenden Versammlung im Mai des Berichts­
jahres erneut für fünf Jahre gewählt. 

2. Neues Europarats-Gebäude 

Das Ministerkomitee beschloß mit der Reso­
lution (73) 20 die Aufstockungdes Gesamt­
kostenvoranschhges für das .neue Europarats­
Gebäude von 70 Millionen Hrs auf 146 Millio­
nen sowie die A,ufnahme einesv:on der hanzösi­
schen Regierung angebotenen Zusatz:kredites in 
der Höhe von 90 MiHionen Urs. 

Das Europarats~Gebäude soll 1976 fertigge­
stellt sein. 

3. Neuer Beitragsschlüssel 

Die Ministerdelegierten beschlossen emen 
neuen Beitragsschlüssel, der mit 1. Jänner 1974 
in Kraft tritt. Ihm zufolge entfällt auf Öster­
reichein Anteil von 2'41% ,des Gesamtbudgets 
Cbisheriger Anteil 2'51%). Dieser Beitragsschlüs­
sei soH auch als Grundlage für die Berechnung 
des Kulturfonds ,dienen. 

Die Min'isterdelegierten kamen allerdings über­
ein, diesen auf Kompromißbasis erstellten Bei­
tragsschHissel ehestmöglich durch ejnen auf klaren 
Prinzipien beruhenden zu ersetzen. Zur Ausar­
beitung eines solchen Beiuragsschlüssels wurde 
eine Arheitsgruppe eingesellzt, ,der auch die Stän­
dige Vertretung Österreichs beim Europarat an­
gehört. 

4. Budget 
Die Ministerdelegierten beschlossen em Nach-

tragsbrudget für 1973 im Betrag von 
Hrs 2,127.000'-, wovon auf Osterreich 
Hrs 53.38270entfarHen. 

Bbenso wurde das allgemeine Budget 1974 in 
der Gesamohöhe von Urs 91,694.400'- verab­
schiedet. In diesem Betr~g sind der Beitrag 
für dtn KuIturfonds in de,r Höhe von 
ffrs 3,510.000'-, ,das Budget für ,das Europäische 
Jugendzentrum in der Höhe von ffrs 2,064.800'­
und ,die Rückzahlungsbeträge für das Darlehen 
für das neue Europarats-Gebäude in der Gesamt­
'höhe von Urs 4,716,000'- enthalten. 

Auf Osterreich entfallen gemäß dem neuen 
Beitragsschlüssel Hrs 2,060.005'34 sowie 70.268'40 
Rückzahlung für die Anleihe für ,das neue 
Europarats-Gebäude. 

5. Revision des Personalstatuts 
Die Ministerdelegierten nahmen die Resolu­

tion (73) 32 und mit ihr zwei Annexe zum Per­
sonahtatut des ,Europarats an. 

III-161 der Beilagen XIII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)36 von 41

www.parlament.gv.at



36 

IX. ÜBEREINKOMMEN, DIE VOM EUROPARAT AUSGEARBEITET WURDEN 

(Stand 1. Jänner 1974) 

Bisher wurden im Rahmen des Europarates insgesamt 82 Übereinkommen .ausgearbeitet 
und zur Unterzeichnung aufgelegt. Im Berichtsjahr veröffentlichte der Europarat eine Zusammen­
stellung darüber, welchen Prozentsatz dieser Überdnkommen die einzelnen Mitgliedstaaten ratifiziert 
bzw. angenommen haben. Österreich steht in dieser Aufstellung mit der Türkei an 14., das ist an 
drittletzter Stelle. 

A. Übereinkommen, die Österreich unterzeichnet und ratifiziert hat: 

.1. Allgemeines Übereinkommen über ,Privilegien und Immunitäten des Europarates (BGBL 
Nr. 127/1957). 

2. Zusatzprotokoll zum Allgemeinen Übereinkommen über Privilegien und Immunitäten 
des Europarates (BGBL Nr. 127/1957). ' 

3. Zweites Zusatzprotokoll zum Allgemeinen Übereinkommen über Privilegien und Immuni­
täten des Europarates (BGBL Nr. 13/1959). 

4. Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten (BGBL Nr. 210/1958). 
5. Zusatzprotokoll zur Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten 

(BGBL Nr. 210/1958). 
6. Erklärungen im Sinne des Artikels 25 der Konvention zum Schutz der Mesnschenrechte 

und Grundfreiheiten (Individualbeschwerde; 1973 auf drei Jahre erneuert) (BGBL Nr. 508/1973). 
7. Erklärungen im Sinne des Artikels 46 der Konvention zum Schutz der Menschenrechte 

und Grundfreiheiten (obligatorische Jurisdiktion des Europäischen Gerichtshofes für Menschen­
rechte auf Basis der Gegenseitigkeit; 1973 auf drei Jahre erneuert) (BGBL Nr. 508/1973). 

, 8. Europäisches Übereinkommen über die Gleichwertigkeit der Reifezeugnisse (BGBL Nr. 44/ 
1957). 

9. Europäisches Kulturabkommen (EGBL Nr. 80/1958). 
10. Europäisches Übereinkommen über die Gleichwertigkeit der Studienzeit an UniversitäteJ!. 

(BGBL Nr. 231/1957) .. 
11. Abkommen betreffend den Austausch von Kriegsversehrten zum Zwecke der ärztlichen 

Behandlung (BGBL Nr. 62/1957). . 
12. 'Europäisches Übereinkommen über die Regelung des Personenverkehrs zwischen den 

Mitgliedstaaten des Europarates (BGBL Nr. 175/1958). 
13. Europäisches Übereinkommen über die friedliche Beilegung von Streitigkeiten (BGBL 

Nr. 42/1960). 
14. Europäische Konvention über die Gleichwertigkeit akademischer Grade und Hochschul-

zeugnisse (BGBl. Nr. 143/1961). . 
15. Europäisches .Übereinkommen über die vorübergehende zollfreie Einfuhr von medizinisch­

chirurgischem und Laboratoriumsmaterial (BGBL Nr. 288/1961). 
16. Viertes Zusatzprotokoll zum Allgemeinen Übereinkommen über die Privilegien und Immuni­

täten des Europarates (betrifft die Richter des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte) 
(BGBL Nr. 88/1962). 

17. Übereinkommen betreffend die Anwendung des Europäischen Abko.tp.mens über internatio­
nale Handelsschiedsgerichtsbarkeit (BGBL Nr. 107/1964). 

18. Zweites Zusatzprotokoll zur Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Gtund­
freiheiten, womit dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte die Zuständigkeit zur Abgabe 
von Rechtsgutachten zuerkannt wird (BGBL Nr. 329/1970). 

19; Drittes Zusatzprotokoll zur Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfrei­
heiten betreffend Abänderung der Artikel 29, 30 und 34 der Konvention (BGBL Nr. 330/1970): 

III-161 der Beilagen XIII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 37 von 41

www.parlament.gv.at



37 

20. Europäisches Übereinkommen über die Rechtshilfe in Strafsachen (BGBl. Nt. 41/1969). 
21. Viertes Zusatzprotokoll zur Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfrei­

heiten, womit die Liste der durch die Konvention garantierten Rechte und Grundfreiheiten erweitert 
wird (BGBl. Nr. 434/1969). 

22. Fünftes Zusatzprotokoll zur Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grund­
freiheiten, das das Wahlverfahren der Mitglieder der Kommission und des Gerichtshofes für Men­
schenrechte betrifft (Artikel 22 und 40 der Konvention) (BGBl. Nr. 84/1972). 

23. Europäische Sozialcharta (BGBl. Nr. 460/1969). 
24. Europäisches Auslieferungsübereinkommen (BGBl. Nr. 320/1969). 
25. Europäisches Übereinkommen betreffend die Antragsformalitäten bei Patentanmeldungen 

(BGBl. Nr. 104/1971). 
26. Europäisches Übereinkommen betreffend Auskünfte über das ausländische Recht (BGBl. 

Nr. 417/1971). 

27. Europäisches Übereinkommen über die obligatorische Haftpflichtversicherung für Kraft­
fahrzeuge (BGBl. Nt. 236/1972). 

28. Europäisches Übereinkommen über die Ausbildung von Krankenschwestern (BGBl. 
Nt. 53/1973). 

29. Europäisches Übereinkommen zur Befreiung der von diplomatischen oder konsularischen 
Vertretern errichteten Urkunden von der Beglaubigung (BGBl. Nr. 274/1973). 

30. Euro,päisches Übereinkommen zum Schutz von Tieren beim internationalen Transport 
(BGBl. Nr. 597/1973). 

31. Europäisches Übereinkommen zum Schutz des Archäologischen Erbes samt inter­
pretativer Erklärung (BGBl. Nr. 239/1974). 

B. Übereinkommen, die Österreich unterzeichnet, aber noch nicht ratifiziert hat: 

(Bei einer Reihe dieser Übereinkommen ist das Ratifikationsverfahren bereits eingeleitet) 

1. Europäisches Niederlassungsübereinkommen. 

2. Europäisches Übereinkommen über den Austausch therapeutischer Substanzen menschlichen 
Ursprungs. 

3. Europäisches Übereinkommen über die Haftung der Gastwirte für die von ihren Gästen 
eingebrachten Sachen. 

4. Europäisches Übereinkommen über die Ausstattung von Kriegsversehrten mit einem 
internationalen Gutscheinheft zur Reparatur von Prothesen und orthopädischen Behelfen. 

5. Europäisches Überein~ommen über die .Verringerung der Fälle mehrfacher Staatsbürger­
schaft und über die Militärdienstpflicht im Falle mehrfacher Staatsbürgerschaft. 

6. Europäisches Übereinkommen betreffend die Überwachung bedingt verurteilter oder 
bedingt entlassener Personen. . 

7. Europäisches Übereinkommen über die Ahndung von Zuwiderhandlungen im Straßen­
verkehr. 

8. Europäisches Übereinkommen zur Einführung eines einheitlkhen Gesetzes über Schieds­
gerichts barkeit. 

9. Europäisches Übereinkommen über Fremdwährungsschulden. 

10. Europäisches Übereinkommen über konsularische Aufgaben. 

11. :ijrotokoll zum Europäischen Übereinkommen über konsularische' Aufgaben betreffend 
den Schlitz von Flüchtlingen. 

12. Europäische Ordnung der Sozialen Sicherheit. 
13. Europäisches Übereinkommen über die internationale Güitigkeit von Strafurteilen. 

14. Europäisches Übereinkommen über die Heimsendung Minderjähriger. 
15. Europäisches Übereinkommen über den Einspruch auf international gehandelte Inhaber­

papiere. 
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16. Zusatzprotokoll zum Europäischen Übereinkommen über die Gleichwertigkeit der Reife-
zeugnisse. 

17. Europäisches Übereinkommen über die Übertragung von Strafverfahren. 
18. Europäisches Übereinkommen über die Staatenimmunität. 
19. Zusatzprotokoll zum Europäischen Übereinkommen über die Staatenimmunität. 
20. E~ropäisches Übereinkommen über den Zahlungsort von Geldschulden. 
21. Europäisches Übereinkommen über die Fristenberechnung. 
22. Europäisches Abkommen über Soziale Sicherheit. 
23. Zusatzvereinbarung zur Durchführung des Europäischen Abkommens über Soziale 

Sicherheit. 

C. Überein'kommen, die Österreich weder unterzeichnet noch ratifiziert hat: 

1. Drittes Zusatzprotokoll zum Allgemeinen Übereinkommen über die Privilegien und Immuni­
täten des Europarates (betrifft den Wiederansiedlungsfonds, dem Österreich nicht angeh<,?rt). 

2. Vorläufiges Europäisches Abkommen über Soziale Sicherheit unter Ausschluß der Systeme 
für den Fall des Alters,. der Invalidität undzugunsten der Hinterbliebenen. 

3. Zusatzprotokoll zum Vorläufigen Europäischen Abkommen über Soziale Sicherheit unter 
Ausschluß der Systeme für den Fall des Alters, der Invalidität und zugunsten der Hinterbliebenen. 

4. Vorläufiges Europäisches Abkommen über die Systeme der Sozialen Sicherheit für den 
Fall des Alters, der Invalidität und zugunsten der Hinterbliebenen. 

5. Zusatzprotokoll zum Vorläufigen Europäischen Abkommen über die Systeme der Sozialen 
Sicherheit für den Fall des Alters, der Invalidität und zugunsten der Hinterbliebenen. 

6. Europäisches Übereinkommen über die soziale und arztliche Hilfeleistung (Europäisches 
Fürsorgeabkommen). 

7. Zusatzprotokoll zum Europäischen Übereinkommen über die s"oziale und ärztliche Hilfe­
leistung. 

8. Protokoll zum Europäischen Übereinkommen über konsularische Aufgaben betreffend 
die Zivilluftfahrt. 

9. Protokoll zur Europäischen Ordnung der Sozialen Sicherheit. 
10. Übereinkommen über die Ausarbeitung eines Europäischen Arzneibuches (im Rahmen 

des Teilabkommens, dem Österreich nicht angehört). 
11. Europäisches Übereinkommen über die internationale Klassifikation von Patenten. 
12. Übereinkommen über die Vereinheitlichung gewisser Elemente des Patenrechtes (schwer­

wiegende Bedenken der österreichischen Wirtschaft gegen eine Unterzeichnung des Übereinkommens). 
13. Europäisches Übereinkommen über den Programmaustausch von Fernsehfilmen (das im 

Gegenstand befaßte Ressort, die Urheberverbände, der Fachverband der Filmindustrie Österreichs 
und die Gewerkschaft Kunst und freie Berufe haben sich bisher zur Frage der Unterzeichnung und 
Ratifikation negativ ausgesprochen). 

14. Europäisches Übereinkommen über den Schutz von Fernsehsendungen (die zuständigen 
Fachressorts haben sich auf Grund der negativen Stellungnahme der interessierten Körperschaften 
bisher gegen eine Unterzeichnung dieses Übereinkommens ausgesprochen). 

15. Protokoll zum Europäischen Übereinkommen über den Schutz von Fernsehsendungen. 
16. Europäisches Übereinkommen über die Zurverfügungstellung von medizinischen Hilfs­

mitteln auf dem Gebiete der Sonderbehandlung und thermoklimatischen Therapie (Bedenken der 
zuständigen Fachressorts und Interessenvertretungen gegen die Unterzeichnung). 

17. Europäisches Übereinkommen über den Austausch von Blutgruppenreagenzien (Bedenken 
Jer zuständigen Fachressorts und Interessenvertretungen gegen die Unterzeichnung). 

18. Europäisches Übereinkommen über die Aufhebung des Sichtvermetkszwanges für Flücht­
linge (eine Unterzeichnung dieses Abkommens kann nach Auffassung des zuständigen Ressorts 
im Hinblick auf die besondere Lage Österreichs nicht in Erwägung gezogen werden). 
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19. Europäisches Übereinkommen über die Reise Jugendlicher mit Kollektivpässeri(Österreich 
besitzt eine sehr großzügige Regelung im Gegenstand und beabsichtigt nicht, das Übereinkommen 
zu unterzeichnen und zu ratifizieren). 

20. Europäisches Übereinkommen zur Verhinderung von Rundfunksendungen, die außerhalb 
der nationalen Hoheitsgebiete gesendet werden. ' 

21. Europäisches Übereinkommen über die Niederlassung von Gesellschaften. 
22. Europäisches Übereinkommen über die Annahme an Kindes Statt. 
23. Europäisches Übereinkommen über die Einschränkungen im Gebrauch gewisser Deter­

genzien in Wasch- und Reinigungsmitteln (im Rahmen des Teilabkommens, dem Österreich nicht 
angehört). 

24. Europäisches Übereinkommen über Personen, die an Verfahren vor der Europäischen 
Menschenrechtskommission oder dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte teilnehmen. 

25. Europäisches Übereinkommen über die ,,'Au pair"-Vermittlung. 
26. Europäi~ches Übereinkommen über die Weiterzahlung von Stipendien an Studenten, die 

ihr Studium im Ausland fortsetzen. 
27. Europäisches Übereinkommen über die Einführung eines Registrierungssystems für Te­

stamente. 
28. Europäisches Übereinkommen über die zivilrechtliche Haftpflicht für durch Kraftfahr­

zeuge verursachte Schäden. 
29. Europäisches Übereinkommen über Leichentransport. 
30. Zusatzprotokoll zum Protokoll zum Europäischen Übereinkommen über den Schutz von 

Fernsehsendungen. 
31. Europäisches Übereinkommen über die Unverjährbarkeit von Verbrechen gegen die Mensch­

lichkeit und von Kriegsverbrechen. 

III-161 der Beilagen XIII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)40 von 41

www.parlament.gv.at



Osterreichische Staatsdruckerei. L61 39154 

III-161 der Beilagen XIII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 41 von 41

www.parlament.gv.at




